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2    Siedlung

2.2    Siedlungsgebiet
2.2.1   Ziele

Voraussetzung für die angestrebte Raumentwicklung gemäss Pt. 1 ist eine langfristig ausgerichtete Trennung des
Siedlungs- vom Nichtsiedlungsgebiet.Mit der Bezeichnung des Siedlungsgebiets im kantonalen Richtplan, dessen
Strukturierung in den regionalen Richtplänen und der nachfolgenden Umsetzung in der Nutzungsplanung wird
der Flächenbedarf für die vielfältigen Bedürfnisse von Bevölkerung und Wirtschaft an geeigneten, mit dem öf-
fentlichen und – je nach Nutzungsart – auch mit dem individuellen Verkehr gut erschlossenen Lagen und unter
geringstmöglicher Bodenbeanspruchung langfristig sichergestellt.

Hochhäuser (vgl. § 282 PBG) sind prägend für das Erscheinungsbild und die Struktur der Siedlungen. Sie sollen
daher an geeigneten Lagen realisiert werden, erhöhten Qualitätsansprüchen genügen und einen Beitrag zur
Sied lungsqualität leisten.

Die Bebauung am Zürichseeufer ist sorgfältig weiterzuentwickeln. Die Bauvorschriften für den Uferbereich haben
sich grundsätzlich am Bestand zu orientieren und auf die jeweilige konkrete Situation Rücksicht zu nehmen. Als
Uferbereich gelten Bauzonen, die in der Regel zwischen der Seestrasse bzw. Bahnlinie und dem Ufer liegen. Wo
dieser Bereich nur rund eine Bautiefe umfasst, ist ein grosszügiger Durchblick durch angemessene Volumen und
Anordnung der Bauten zu gewährleisten. Bei breiteren Uferbereichen ist dem Sichtbezug zum See ebenfalls hohes
Gewicht beizumessen und entlang der Seestrasse eine parkähnliche Bepflanzung anzustreben.

Mit der Überdeckung von Verkehrsinfrastrukturen an geeigneten Lagen kann ein Beitrag zur Sied lungs reparatur
geleistet und das angrenzende Siedlungsgebiet aufgewertet werden. Die Verwirklichung entsprechender Vor -
haben liegt daher im kantonalen Interesse. Voraussetzung ist, dass die aufgewerteten bzw. zusätzlich realisierba ren
Nutzungspotenziale einen direkten Siedlungszusammenhang aufweisen und die bestehende Siedlungsstruktur
zweckmässig ergänzen.

2.2.2   Karteneinträge

Die Ausscheidung des Siedlungsgebiets orientiert sich an den Handlungsräumen des kantonalen Raum ord nungs   -
konzepts (vgl. Pt. 1.3). Es ist in der Richtplankarte festgelegt und für die regionale und kommunale Stufe bindend.

Durch die generalisierte und nicht parzellenscharfe Darstellung des Siedlungsgebiets in der Richtplankarte ver-
bleibt jedoch ein Anordnungsspielraum. Dieser Anordnungsspielraum stellt sicher, dass bei der Festsetzung von
Bauzonen auf örtliche Besonderheiten wie spezielle topografische Verhältnisse oder den Stand der Erschliessung
angemessen Rücksicht genommen werden kann.

In begründeten Fällen kann mit nachgeordneten Planungen durch Ausscheidung einer Freihaltezone, einer
Erholungs zone oder einer Zone für öffentliche Bauten und Anlagen das Landwirtschaftsgebiet durchstossen
werden (vgl. Pt. 3.2.2).

Bestehende Kleinsiedlungen (Weiler), die nicht oder nur noch teilweise landwirtschaftlich genutzt werden, gelten
als Siedlungsgebiet, auch wenn sie in der Richtplankarte nicht als solches dargestellt sind. Voraussetzungen sind
ein historischer Siedlungsansatz sowie ein geschlossenes Siedlungsbild, das mindestens fünf bis zehn bewohnte
Gebäude umfasst und von der Hauptsiedlung klar getrennt ist.

Zur Erhaltung können bestehende Kleinsiedlungen einer Kernzone zugewiesen werden. Die Zonengrenzen haben
dabei die Kleinsiedlung eng zu umgrenzen (vgl. Art. 33 RPV); eine über den bestehenden Siedlungsumfang hin-
ausgreifende Entwicklung darf nicht ermöglicht werden. Die im Einzelfall zweckmässige baurechtliche Ordnung
ist mit einem detaillierten Kernzonenplan zu bestimmen. Bei den Kernzonen im Zusammenhang mit Klein sied -
lungen (Weiler) im Sinne von Art. 33 RPV handelt es sich um Nichtbauzonen. Neubauten sind nicht zulässig. Für
Baubewilligungen muss die zuständige kantonale Behörde zumindest ihre Zustimmung geben.

In Ausnahmefällen können auch ausserhalb des in der Karte bezeichneten Siedlungsgebiets bestehende grössere
Fabrik- und Gewerbekomplexe einer Bauzone zugewiesen werden, wenn entweder ihr Weiterbestand sicher -
gestellt oder die Verwendung der bestehenden Bausubstanz zu Wohn- oder zu kulturellen Zwecken ermög licht
werden soll. Mit der Einzonung darf keine über die genannten Zielsetzungen hinausgehende Ent wicklung er-
möglicht werden. Zonenabgrenzung sowie Bau- und Nutzungsvorschriften sind entsprechend zielgerichtet fest -
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 zulegen. Dabei dürfen die baulichen Massnahmen und Zweckänderungen insgesamt die Grenzen gemäss Art.
37a RPG und Art. 43 RPV nicht sprengen.

Für die Ansiedlung von Industrie- und Gewerbebetrieben sind geeignete Flächen innerhalb des Siedlungsgebiets
freizuhalten und überkommunal abzustimmen (vgl. Pte. 2.2.3 b und 2.2.3 c). Zur Sicherung von ausgewählten
Flächen, welchen aus kantonaler oder regionaler Perspektive eine Schlüsselrolle zukommt, werden Koordinations -
hinweise festgelegt (vgl. Abb. 2.1):



2.2-3

Region Gebiet Koordinationshinweis 
Richtplanung

Koordinationshinweis 
Nutzungsplanung

Weitere Anforderungen

Zimmerberg Wädenswil, 

Neubühl

Raumsicherung 

Arbeitsplatzgebiet

Ausschluss verkehrs-

intensive Einrichtungen, 

Wohnnutzungen und 

Dienstleistungen

Abstimmung mit Deponiestand-

orten (vgl. Pt. 5.7.2 Nr. 12); 

Beteiligung mehrerer Gemeinden 

vorsehen; 

Verfügbarkeit sicherstellen

Furttal Regensdorf, 

Rietli

Raumsicherung 

Arbeitsplatzgebiet

Ausschluss verkehrs-

intensive Einrichtungen, 

Wohnnutzungen und 

Dienstleistungen

–

Winterthur

und

Umgebung

Effretikon, 

Riet

Raumsicherung 

Arbeitsplatzgebiet

Ausschluss verkehrs-

intensive Einrichtungen, 

Wohnnutzungen und 

Dienstleistungen

Beteiligung mehrerer Gemeinden 

vorsehen; 

Verfügbarkeit sicherstellen

Weinland Henggart, 

Grund

Raumsicherung 

Arbeitsplatzgebiet

Ausschluss verkehrs-

intensive Einrichtungen, 

Wohnnutzungen und 

Dienstleistungen; 

Synergien mit produzie-

render Landwirtschaft 

nutzen

Beteiligung mehrerer Gemeinden 

vorsehen; 

Verfügbarkeit sicherstellen

Marthalen, 

Seeben Nord

Raumsicherung 

Arbeitsplatzgebiet

Ausschluss verkehrs-

intensive Einrichtungen, 

Wohnnutzungen und 

Dienstleistungen; 

Synergien mit produzie-

render Landwirtschaft 

nutzen

Beteiligung mehrerer Gemeinden 

vorsehen; 

Verfügbarkeit sicherstellen

Unterland Bülach/ 

Hochfelden, 

Jakobstal

Raumsicherung 

Arbeitsplatzgebiet

Ausschluss verkehrs-

intensive Einrichtungen, 

Wohnnutzungen und 

Dienstleistungen

–

Nr.

1

3

Zimmerberg Langnau a.A., 

Sihlhof

Raumsicherung 

Arbeitsplatzgebiet

Voraussetzung für die 

Einzonung ist die 

Einschränkung der 

Nutzweise auf Betriebe 

der Produktion, 

der Gütergrossverteilung, 

der Lagerhaltung und 

des Transports

Zulässig ist höchstens eine 

Wohnung für standortgebundene 

Betriebsangehörige

2

4

6

7

9

Weinland

Winterthur

und

Umgebung

Wiesendangen, 

Feldsiech-

Unterstrass

Raumsicherung 

Arbeitsplatzgebiet

Ausschluss verkehrs-

intensive Einrichtungen, 

Wohnnutzungen und 

Dienstleistungen

Beteiligung mehrerer Gemeinden 

vorsehen; 

Verfügbarkeit sicherstellen

5

Unterland Rafz, 

Rütenen

Raumsicherung 

Arbeitsplatzgebiet

Ausschluss verkehrs-

intensive Einrichtungen, 

Wohnnutzungen und 

Dienstleistungen

–10

Weinland Kleinandel-

fingen, 

Schihüeter

Raumsicherung 

Arbeitsplatzgebiet

Ausschluss verkehrs-

intensive Einrichtungen, 

Wohnnutzungen und 

Dienstleistungen

–8
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Arbeitsplatzgebiet

Siedlungsgebiet

2

8

Abb. 2.1: Regionale Arbeitsplatzgebiete
  (Nummern beziehen sich auf vorangehende Liste)



2.2.3   Massnahmen

a) Kanton
Der Kanton richtet die Erschliessungswirkung der Verkehrsinfrastrukturen sowie die Fahrplangestaltung im öf-
fentlichen Verkehr (vgl. Pt. 4) auf die angestrebte räumliche Entwicklung (vgl. Pt. 1) und auf das im Richtplan fest -
gelegte Siedlungsgebiet aus.

Im Rahmen der Vorprüfung und Genehmigung von Bau- und Zonenordnungen, Sonderbauvorschriften und
Gestaltungsplänen gemäss § 89 PBG stellt der Kanton sicher, dass die Vorgaben des Bundes zur gesamtkanto-
nalen Dimensionierung der Bauzonen eingehalten werden.

Der Kanton prüft den Abbau der Regelungsdichte und sorgt so für günstige Rahmenbedingungen für den Woh -
nungs bau.

Der Kanton schafft für die nachgelagerten Planungsträger Anreizsysteme zur möglichst optimalen Aus nutzung
der Bauzonen.

Die kantonale Fachstelle für Raumplanung unterstützt die Regionen bei der Einführung der regionalen Arbeits -
zonenbewirtschaftung gemäss Pt. 2.2.3 b) durch entsprechende Vorgaben und ein kantonales Monitoring.

Der Kanton unterstützt die Überdeckung von Verkehrsinfrastrukturen gemäss Pt. 2.2.1 durch Beiträge an die
Planungskosten entsprechender Vorhaben.

b) Regionen
Die Regionen gliedern und differenzieren die baulichen Entwicklungsmöglichkeiten innerhalb des Siedlungs -
gebiets durch gebietsweise Nutzungs- und Dichtevorgaben in den regionalen Richtplänen sowie durch die
Bezeichnung von Gebieten, die umzustrukturieren, weiterzuentwickeln oder zu bewahren sind (vgl. § 30 PBG).
Sie orientieren sich dabei an den Handlungsräumen des kantonalen Raumordnungskonzepts (vgl. Pt. 1.3) sowie
den ergänzenden Festlegungen in den regionalen Raumordnungskonzepten.

Die Regionen bezeichnen regional abgestimmte Arbeitsplatzgebiete an geeigneten, mit dem öffentlichen
und – je nach Nutzungsart – auch individuellen Verkehr gut erschlossenen Standorten und tragen dabei den
Ko ordinationshinweisen gemäss Pt. 2.2.2 sowie den Erschliessungsanforderungen gemäss Pt. 4.5.1 b) Rech nung.
Sie entwickeln Konzepte zur angemessenen baulichen Entwicklung von Bahnhofbereichen, die eine überörtliche
Bedeutung aufweisen, und bezeichnen bei Bedarf Gebiete für verkehrsintensive Einrichtungen, die namentlich
den Standortanforderungen in Bezug auf die Erschliessung mit dem öffentlichen und – je nach Nutzungsart –
auch individuellen Verkehr genügen (vgl. Pte. 4.5.1 a und 4.5.3 b).

Die Regionen stellen für ihr Gebiet die regionale Arbeitszonenbewirtschaftung gemäss Art. 30a Abs. 2 RPV sicher
und sorgen damit für eine haushälterische Nutzung der Arbeitszonen.

Entlang des Zürichseeufers ist in den betreffenden regionalen Richtplänen räumlich konkret festzulegen, welche
Grundsätze zur Bebauung des Uferbereichs gemäss Pt. 2.2.1 in den kommunalen Nutzungsplanungen zu berück-
sichtigen sind bzw. welche Strassenraumgestaltung der Seestrasse anzustreben ist.

Die Regionen können Eignungsgebiete für Hochhäuser bezeichnen.

In Absprache mit den Gemeinden können landschaftlich besonders exponierte Gebiete, Gebiete mit hoher
Fluglärmbelastung sowie mit den öffentlichen Verkehrsmitteln ungenügend erschlossene oder erschliessbare
Lagen bezeichnet werden, in welchen im überörtlichen Interesse von den generellen Ausnützungsminima (vgl.
§ 49a Abs. 1 PBG) abgewichen werden soll.

c) Gemeinden
Die Gemeinden können die kantonalen und regionalen Festlegungen im kommunalen Richtplan konkretisieren
(vgl. § 31 PBG). Dieser bildet den übergeordneten Rahmen für die nachgelagerten nutzungsplanerischen Fest -
legungen und enthält Vorgaben zur anzustrebenden Nutzungsdichte und zur baulichen Dichte, zur angestrebten
Nutzungsstruktur und zur Siedlungsqualität sowie zur Freiraumversorgung der Ortsteile und Quartiere.

Die Gemeinden organisieren und strukturieren das Siedlungsgebiet gemäss den kantonalen und regionalen Fest -
legungen sowie den Vorgaben des kommunalen Richtplans mit Bauzonen, Freihaltezonen und Reservezonen.
Bau- und Reservezonen sind innerhalb des in der Richtplankarte bezeichneten Siedlungsgebiets anzuordnen.

Die Gemeinden tragen bei der Ausscheidung von Arbeitszonen den Koordinationshinweisen (vgl. Pt. 2.2.2)
Rech nung. Arbeitszonen ausserhalb der in den regionalen Richtplänen bezeichneten Arbeitsplatzgebiete müssen
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einem auf regionaler Stufe festgelegten Bedarf entsprechen (vgl. Pt. 2.2.3 b). Die Gemeinden erbringen den
entsprechenden Nachweis.

Hochhäuser haben hohe Qualitätsanforderungen zu erfüllen und sind bevorzugt in Eignungsgebieten gemäss
Pt. 2.2.3 b) anzuordnen. Bei Planungen auf kommunaler Stufe, die Hochhäuser ausserhalb dieser Eignungs ge bie te
ermöglichen, ist die Region anzuhören.

Die Gemeinden prüfen Möglichkeiten zur Siedlungsentwicklung nach innen. Diese umfassen insbesondere das
Ausschöpfen des Potenzials, das in den überbauten Bauzonen gemäss Bau- und Zonenordnung theoretisch
noch möglich wäre, sowie die Erhöhung der Dichte in bestehenden Bauzonen, beispielsweise durch Aufzonung
an gut erschlossenen Lagen. Sie achten dabei auf eine hohe Qualität der Bauten und der Aussenräume. Sie
entwickeln orts- bzw. städtebauliche Konzepte für Neubaugebiete sowie insbesondere auch für Gebiete, die
umgenutzt, erneuert oder verdichtet werden sollen. Sie achten dabei auf den Erhalt geeigneter Flächen für das
produzierende Gewerbe, auf die Sicherung der Nahversorgung und auf ein ausgewogenes Wohnungsangebot,
das auch preisgünstigen Wohnraum umfasst.   

Die Gemeinden sichern durch die Ausscheidung von Erholungs- und Freihaltezonen die Freiraumversorgung der
Wohn- und Arbeitsbevölkerung. Sie beziehen die Gestaltung des Siedlungsrandes in ihre Nutzungsplanung ein
und sorgen für die Vernetzung der Freiräume innerhalb des Siedlungsgebiets und mit der Land schaft.

Die Gemeinden tragen bei der Anpassung von Nutzungsplänen im Bereich von Verkehrswegen, Ver sorgungs -
leitungen und Betrieben mit erhöhtem Gefahrenpotenzial den Anforderungen der Störfallvorsorge Rechnung
(vgl. Pt. 3.11).

Die Gemeinden gewährleisten, dass im Rahmen der Nutzungsplanung die Qualität der zu beanspruchenden
Böden in die Interessensabwägung miteinbezogen wird. Einzonungen und andere flächenverzehrende Tätig -
keiten sollen vorrangig auf belasteten Böden erfolgen (vgl. Pt. 5.8).



2.4    Schutzwürdiges Ortsbild
2.4.1   Ziele

Ortsbildschutz will das kulturelle Erbe, soweit es sich in der Gestaltung von Siedlungen niedergeschlagen hat,
erhalten. Ziel ist einerseits, Ortsbilder zu erhalten, die in ihrer Art einzigartig sind. Anderseits sind auch aus
kantonaler Sicht besonders wertvolle Beispiele häufig vertretener Typen zu schützen. Dies trifft insbesondere für
ausgewählte Dorfkerne in ländlich geprägten Gemeinden zu.

Objekte des Ortsbildschutzes sind in der Regel Baugesamtheiten wie Ortskerne, Quartiere und Strassenzüge mit
ihrer typischen Bebauungs- und Aussenraumstruktur, die als wichtige Zeugen einer politischen, wirtschaftli-
chen, sozialen oder baukünstlerischen Epoche erhaltenswert sind (vgl. § 203 Abs. 1 lit. c PBG).

In überkommunal geschützten Ortsbildern stellt die Umsetzung des Ziels der Siedlungsentwicklung nach innen
besonders hohe Anforderungen. Die Nutzung der vorhandenen Potenziale ist sowohl in qualitativer als auch
quantitativer Hinsicht auf die Schutzziele abzustimmen. Dabei ist den geänderten Ansprüchen der heutigen Ge -
bäude nutzer, der modernen Gebäudebautechnik und den Interessen der Eigentümerschaft gebührend Be ach tung
zu schenken.

Solaranlagen auf Kultur- und Naturdenkmälern von kantonaler oder nationaler Bedeutung bedürfen gemäss
Art. 18a Abs. 3 RPG stets einer Baubewilligung. Sie dürfen solche Denkmäler nicht wesentlich beeinträchtigen.
Als Kulturdenkmäler von kantonaler Bedeutung im Sinne von Art. 18a Abs. 3 RPG in Verbindung mit Art. 32b
Bst. f RPV gelten alle Einzelobjekte gemäss Inventar der kunst- und kulturhistorischen Schutzobjekte und der ar-
chäologischen Denkmäler von überkommunaler Bedeutung. In den Perimetern der schutzwürdigen Ortsbilder
von überkommunaler Bedeutung richtet sich die Baubewilligungspflicht nach der Bauverfahrensverordnung (BVV;
LS 700.6).

2.4.2   Karteneinträge

In der Richtplankarte werden die schutzwürdigen Ortsbilder von kantonaler Bedeutung dargestellt. In der nach-
stehenden Abbildung sind zum besseren Verständnis auch die Ortsbilder von regionaler Bedeutung sowie dar-
über hinaus sämtliche ISOS-Objekte von nationaler Bedeutung abgebildet. Letztere umfassen neben den
schutzwürdigen Ortsbildern, die im kantonalen Richtplan bzw. in den regionalen Richtplänen dargestellt sind,
zusätzlich auch Einzelobjekte, welche auf kantonaler Ebene mit Instrumenten der Denkmalpflege geschützt
werden (vgl. Abb. 2.3):
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Nr. Ortsbild Koordinationshinweise

1 Stadt Zürich (Altstadt mit Bahnhofstrasse; Seefront mit Quaianlagen; 

Bereich zwischen Bahnhofstrasse, Bahnhof Enge und Sihl; 

Gebiet Stadelhofen, Hohe Promenade; Siedlung Neubühl)

Weiningen

Kappel a.A. (Klosteranlage, Näfenhäuser)

Hausen (Husertal, Tüfenbach)

Maschwanden

Rifferswil (Unter- und Oberrifferswil)6

2

3

4

5

Richterswil (Dorfkern)7

Hombrechtikon (Feldbach)8

Stäfa (Oetikon)9

Otelfingen10

Bauma (Wellenau)11

Greifensee (Städtchen)

Grüningen (Städtchen)

Wald (alter Dorfkern, Industriedorf)

Elgg (Städtchen)

Kyburg (Dorf)16

12

13

14

15

Winterthur (Altstadt)17

Andelfingen18

Benken19

Berg a.I.20

Marthalen (Dorfkern)21

Oberstammheim22

Unterstammheim

Ossingen (Dorf, Hausen)

Rheinau (Kloster, Mittelstadt, Oberstadt, Salmenquartier)

Trüllikon (Rudolfingen)26

23

24

25

Waltalingen (Dorfkerne Waltalingen und Guntalingen)27

Bülach (Altstadt)28

Eglisau (Altstadt)29

Glattfelden30

Regensberg (Altstadt)

ISOS ID: 5800

–

ISOS ID: 5496

ISOS ID: 5486 und 5718

ISOS ID: 5532

ISOS ID: 5591

ISOS ID: 5629

ISOS ID: 5387

ISOS ID: 5607

ISOS ID: 5612

ISOS ID: 5767

ISOS ID: 5422

ISOS ID: 5426

ISOS ID: 5751

ISOS ID: 5372

ISOS ID: 5510

ISOS ID: 5791

ISOS ID: 5279

ISOS ID: 5300

ISOS ID: 5303

ISOS ID: 5531

ISOS ID: 5597

ISOS ID: 5743

ISOS ID: 5611 und 5482

ISOS ID: 5628

ISOS ID: 5648

ISOS ID: 5754 und 5431

ISOS ID: 5332

ISOS ID: 5367

ISOS ID: 5414

ISOS ID: 562431

Abkürzungen

ISOS: Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder von nationaler Bedeutung
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Abb. 2.3: Ortsbilder von überkommunaler Bedeutung
  (Nummern beziehen sich auf vorangehende Liste)
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2.4.3   Massnahmen

Die Bezeichnung als schutzwürdiges Ortsbild bezieht sich auf die Gesamtheit des betreffenden Siedlungsteils.
Der Schutz des Ortsbildes als Ganzes, d.h. seiner typischen Struktur bezüglich Bebauung und Aussenräumen,
erfolgt in erster Linie durch Massnahmen des Planungsrechts (Kernzone, Gestaltungsplan). Damit das Schutzziel
erreicht werden kann, müssen für Gebäude und Gebäudegruppen, die das Ortsbild prägen, zusätzlich substanz-
erhaltende Massnahmen getroffen werden; der integralen oder zumindest teilweisen Unterschutzstellung von
Gebäuden, Plätzen und Gärten kommt somit im Rahmen des Ortsbildschutzes grosse Bedeutung zu.

a) Kanton
Der Kanton führt ein Inventar der aus überkommunaler Sicht für das Ortsbild wichtigen Gebäude und Gebäude -
gruppen gemäss Pt. 2.4.2 und 2.4.3 b) und gewährleistet die Abstimmung mit dem Bundesinventar der
schützenswerten Ortsbilder von nationaler Bedeutung (ISOS). Einzelobjekte von kantonaler Bedeutung sind
durch Verfügung oder Vertrag unter Schutz zu stellen.

Kanton und Gemeinden tragen beim Bau und der Sanierung von Strassen im schutzwürdigen Ortsbild den be-
sonderen Gestaltungsanforderungen Rechnung.

b) Regionen
Die Regionen stellen die Ortsbilder von regionaler Bedeutung in den regionalen Richtplänen dar und bezeichnen
bei Bedarf Gebiete zur Erhaltung der Siedlungsstruktur.

Wo schutzwürdige Ortsbilder in Zentrumsgebieten liegen, ist dies bei den entsprechenden Nutzungs- und Dichte -
vorgaben zu berücksichtigen (vgl. Pt. 2.3.3 b).

c) Gemeinden
Die Gemeinden tragen im Rahmen der Nutzungsplanung dem kantonalen Inventar gemäss Pte. 2.4.2 und 2.4.3 b)
sowie dem ISOS Rechnung. Auf kommunaler Stufe erfolgt der Schutz von Ortsbildern in erster Linie durch
Kernzonen und detaillierte Kernzonenpläne. Die wichtigen Freiräume gemäss Inventar sind in der Regel durch
Festlegung in den Kernzonenplänen oder, in speziellen Fällen, durch Freihaltezonen zu sichern.

Mit der Erstellung von Gestaltungsplänen, der Ausscheidung von Quartiererhaltungszonen und mit der Ver -
kehrs- und Parkraumplanung werden bei Bedarf in der Umgebung eines geschützten Ortsbildes von kantonaler
Bedeutung die Schutzziele unterstützt.

Im Baubewilligungsverfahren ist zu beachten, dass Bauvorhaben im Bereich des Ortsbildes bezüglich ihrer ge-
stalterischen Qualität den Anforderungen von § 238 Abs. 2 PBG zu genügen haben; dies gilt für Bauvorhaben
inner  halb und ausserhalb der Bauzonen.
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2.6    Grundlagen
a) Rechtliche Grundlagen

Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft (BV) vom 18. April 1999 (SR 101)
Verordnung über das Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz (VISOS) 

     vom 9. September 1981 (SR 451.12)
RPG: Bundesgesetz über die Raumplanung (Raumplanungsgesetz) vom 22. Juni 1979 (SR 700)
RPV: Raumplanungsverordnung vom 28. Juni 2000 (SR 700.1)
PBG: Gesetz über die Raumplanung und das öffentliche Baurecht (Planungs- und Baugesetz) 

     vom 7. September 1975 (LS 700.1)

b) Weitere Grundlagen
Kantonaler Richtplan: Beschlüsse des Kantonsrates vom 31. Januar 1995 (Gesamtrevision), 18. November 2002

     (Teilrevision Probstei, Zürich) und 23. August 2004 (Teilrevision Wangen-Brüttisellen), www.richtplan.zh.ch
Regionale Richtpläne: Beschlüsse des Regierungsrates Nrn. 2659/1997 (Region Limmattal), 2660/1997 

     (Region Unterland), 2661/1997 (Region Weinland), 2662/1997 (Region Winterthur und Umgebung), 
     1250/1998 (Region Furttal), 1251/1998 (Region Knonaueramt), 1252/1998 (Region Pfannenstil), 
     2256/1998 (Region Glattal), 2257/1998 (Region Oberland), 2258/1998 (Region Zimmerberg),
     894/2000 (Region Stadt Zürich)

Agglomerationsprogramme 2. Generation des Kantons Zürich: Agglomerationsprogramme Limmattal, 
     Stadt Zürich-Glattal, Winterthur und Umgebung, Zürcher Oberland sowie das übergeordnete Dachkonzept,
     Beschluss der Regierungsrates Nr. 576/2012 vom 30. Mai 2012, www.afv.zh.ch

Umsetzung der Festlegung Siedlungsgebiet, Amt für Raumentwicklung Kanton Zürich, Schreiben an die 
     Planungsträger vom 7. Juni 2011, www.are.zh.ch

Studie «Gewerblich-industrielle Areale im Kanton Zürich», Amt für Raumentwicklung Kanton Zürich, 
     März 2013, www.are.zh.ch

Studie «Logistikstandortkonzept Kanton Zürich», Amt für Verkehr, Amt für Wirtschaft und Arbeit sowie Amt
     für Raumentwicklung Kanton Zürich, März 2013, www.are.zh.ch

Fachbericht «Immigration und Bevölkerungswachstum im Metropolitanraum Zürich», erstellt im Auftrag der
     Metropolitankonferenz Zürich, Mai 2013, www.metropolitanraum-zuerich.ch

Merkblätter des Amts für Raumentwicklung Kanton Zürich zu den Themen «Siedlungsqualität», 
     «Weilerkernzone», «Gestaltungsplan», «Solaranlagen», «Quartierplan», www.are.zh.ch

Datengrundlagen und Faktenblätter «Raumbeobachtung Kanton Zürich», Amt für Raumentwicklung 
     Kanton Zürich, www.raumbeobachtung.zh.ch

Kartengrundlage mit Darstellung der ÖV-Güteklassen, GIS-Browser Kanton Zürich, maps.zh.ch
Raumplanungsbericht 2009; Regierungsrat des Kantons Zürich, www.richtplan.zh.ch
Raumbeobachtung Kanton Zürich, Heft 24 «Siedlungsentwicklung» (2004); Amt für Raumordnung und 

     Vermessung (ARV), Baudirektion Kanton Zürich, www.are.zh.ch
Raumbeobachtung Kanton Zürich, Heft 25 «Raumentwicklung» (2007); Amt für Raumordnung und 

     Vermessung (ARV), Baudirektion Kanton Zürich, www.are.zh.ch
Raumbeobachtung Kanton Zürich, Statistik über Bauzonenentwicklung, Überbauungsstand, 

     15-Jahresverbrauch sowie Geschossflächenreserven in den überbauten bzw. nicht überbauten Bauzonen 
     nach Gemeinden und Regionen; Amt Raumentwicklung (ARE), Baudirektion Kanton Zürich, www.are.zh.ch

Berechnungsgrundlagen Geschossflächenreserven in Bauzonen; Abteilung Raumplanung, Amt für 
     Raumentwicklung (ARE), Baudirektion Kanton Zürich

Schreiben an die Gemeinden vom 7. Juni 2011: Kantonaler Richtplan – Umsetzung der Festlegung 
     Siedlungsgebiet

Kantonaler Richtplan, Neufestsetzung 2014, Ergänzender Erläuterungsbericht vom 18. September 2014, 
     Amt für Raumentwicklung, www.are.zh.ch

Kreisschreiben der Baudirektion vom 23. Januar 2014 über planungsrechtliche Massnahmen im Nahbereich
     des Zürichsees sowie über den vorläufigen Umgang mit Bauvorhaben auf Landanlagen und im Uferstreifen
     gemäss Gewässerschutzverordnung, www.are.zh.ch

Planen und Bauen am Zürichseeufer, Synthese Workshopverfahren, Amt für Raumentwicklung, Mai 2015, 
     www.are.zh.ch

Mehrfachnutzung von Verkehrsinfrastrukturen, Studie im Rahmen der langfristigen 
     Raumentwicklungsstrategie Kanton Zürich (LaRES), April 2014, Amt für Verkehr und Amt für 
     Raumentwicklung Kanton Zürich, www.are.zh.ch/lares
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Mehrfachnutzung von Nationalstrassen – Potenzial für Wohnnutzungen, Oktober 2014, Bundesamt für 
     Wohnungswesen BWO, www.bwo.admin.ch

Qualitätsvolle innere Verdichtung. Anregungen für die Praxis (2008); Regionalplanung Zürich und 
     Umgebung (RZU), www.rzu.ch

Vorstellungen der Regionen in Bezug auf die Gesamtüberprüfung des kantonalen Richtplans (2008); 
     Regionalplanung Zürich und Umgebung (RZU)

Umnutzungs- und Verdichtungspotential in ländlichen Gemeinden (2009); Amt für Raumordnung und 
     Vermessung (ARV), Baudirektion Kanton Zürich, www.are.zh.ch

Massnahmen zur Förderung von preisgünstigem Wohnraum (2011); raumdaten GmbH und 
     KEEAS Raumkonzepte, Zürich

Planungshilfe Koordination Raumplanung und Störfallvorsorge (2009); Bundesamt für Raumentwicklung (ARE),
     Bundesamt für Umwelt (BAFU), Bundesamt für Verkehr (BAV), www.are.admin.ch

Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder von nationaler Bedeutung (ISOS), www.isos.ch
Inventar der schutzwürdigen Ortsbilder von überkommunaler Bedeutung des Kantons Zürich, 

     www.gis.zh.ch
Liste der Kulturdenkmäler von kantonaler Bedeutung. Provisorische Festlegung im Sinne von Art. 52a 

     Abs. 6 Raumplanungsverordnung, RRB Nr. 458 vom 29. April 2015, www.rrb.zh.ch
Bundesgerichtsentscheid (BGE) 129 II 321 (Standplatz für Fahrende)
Fahrende und Raumplanung – Gutachten (2001); Stiftung Zukunft für Schweizer Fahrende
Fahrende und Raumplanung – Standbericht 2010 (2010); Stiftung Zukunft für Schweizer Fahrende



3    Landschaft

3.9    Landschaftsverbindung
3.9.1   Ziele

Mit Landschaftsverbindungen soll die Fragmentierung und Isolierung von Erholungsräumen für die Bevölkerung
und Lebensräumen für die Wildtiere reduziert und die trennende Wirkung von Verkehrswegen und anderen
Barrieren vermindert werden. Die Funktion der bereits bestehenden Landschaftsverbindungen soll sichergestellt
werden.

3.9.2   Karteneinträge

In der Richtplankarte werden Abschnitte von Autobahnen, stark befahrenen Strassen, Bahnlinien und Bauzonen
bezeichnet, in denen Landschaftsverbindungen bestehen oder geplant sind.

Mit der Bezeichnung von geplanten Landschaftsverbindungen in der Richtplankarte wird der Bereich festgelegt,
in welchem die nötigen Massnahmen zur Erhöhung bzw. Wiederherstellung der Durchlässigkeit getroffen wer-
den sollen. Die genaue Lage und Dimensionierung von Landschaftsverbindungen ist im Rahmen von Unterhalt,
Erneuerung und Neubau zu querender Infrastrukturanlagen zu bestimmen. Die anfallenden Kosten sind grund-
sätzlich vom Infrastrukturträger zu übernehmen, wobei sich Kanton und Gemeinden nach Massgabe ihrer finan -
ziellen Möglichkeiten und entsprechend dem erzielten Zusatznutzen beteiligen sollen.

In der Richtplankarte nicht dargestellt sind Verbindungen, deren Funktion darin besteht, den freien Durchzug von
Fischen in Fliessgewässern zu gewährleisten. Bei Bau- und Unterhaltsarbeiten sowie bei Konzessions erneu e run gen
sind diesbezüglich Massnahmen zu treffen.

Folgende Bereiche werden als bestehende und geplante Landschaftsverbindungen zur Querung von Infra struk -
tu ren festgelegt (vgl. Abb. 3.6):
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10 Birmensdorf,

Reppischtal
A3, Viadukt,

220 m

ökologische und erholungsbezogene Vernetzung 

11 A3, Ausfahrts-

tunnel, 450 m 

ökologische Vernetzung (WTK ZH 4), 

Landschaftsaufwertung

12 Birmensdorf/Wettswil

am Albis, Ättenberg 

ökologische Vernetzung, Landschaftsaufwertung

(vgl. Pt. 3.8.2 Nr. 2)

13 Unterengstringen/

Weiningen/Regens-

dorf, Gubrist   

A1, Tunnel,

3300 m

ökologische und erholungsbezogene Vernetzung

(vgl. Pt. 3.10.2 Nr. 2) 

14 Urdorf, Honeret A3, Tunnel,

450 m
erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung 

15 Affoltern am Albis,

Isenberg 

A4, Überdeckung,

50 m

ökologische Vernetzung

16 Affoltern am Albis,

Jonentobel

A4, Viadukt,

200 m

ökologische und erholungsbezogene Vernetzung

17 Affoltern am Albis/

Bonstetten/Hedingen/

Wettswil am Albis,

Islisberg 

A4, Tunnel,

4950 m 

ökologische und erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung

Birmensdorf,

Ristet

Bahntunnel,

470 m

18 Mettmenstetten,

Eigi 

A4, Überdeckung

120 m

ökologische Vernetzung (WTK ZH 24)

19 Mettmenstetten,

Rüteli
A4, Überdeckung,

400 m

ökologische Vernetzung (WTK ZH 24)

20 Obfelden,

Chilmatt
A4, Unterführung, 

Zufahrt, 25 m

ökologische Vernetzung (WTK ZH 2)

Nr. Gemeinde,
Ortsbezeichnung

bestehend geplant, zu querende
Infrastruktur

Funktion

1 A3, Tunnel,

550 m 

erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung  

2 Zürich, Brunau erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung   

3 Zürich/Rümlang,

Chöschenrüti   

A1  ökologische und erholungsbezogene Vernetzung

(vgl. Pt. 3.10.2 Nr. 1), Landschaftsaufwertung 

4 Zürich, Äbnet  A1 erholungsbezogene und ökologische

Vernetzung (vgl. Pt. 3.7.2 Nr. 1),

Landschaftsaufwertung (vgl. Pt. 4.2.2 Nr. 10) 

5 Zürich/Stallikon/

Wettswil am Albis,

Uetliberg 

A3, Tunnel,

4400 m

6 Aesch/Birmensdorf A3, Tunnel,

2160 m

ökologische Vernetzung, Landschaftsaufwertung

7 Birmensdorf,

Eggrain

A3, Tunnel,

480 m

ökologische Vernetzung (WTK ZH 4), 

Landschaftsaufwertung

Zürich, Entlisberg

A3 W

8 Birmensdorf,

Hafnerberg 

A3, Tunnel,

1385 m

ökologische Vernetzung, Landschaftsaufwertung

9 Birmensdorf,

Lunnerental
A3, Viadukt,

130 m

ökologische und erholungsbezogene Vernetzung 

ökologische und erholungsbezogene

Vernetzung (vgl. Pte. 3.7.2 Nr. 2 und 3.8.2 Nr. 2)

21 Obfelden, Schlifi A4, Unterführung,

35 m

ökologische Vernetzung (WTK ZH 2)

22 Horgen,

Rietli-Meilibach

Strasse, Bahnlinie,

Bauzone
ökologische und erholungsbezogene Vernetzung

(vgl. Pt. 3.10.2 Nr. 14)
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32 Grüningen, Lee A52 (Forchautostrasse) ökologische Vernetzung (WTK ZH 40)

33 Autobahnzubringer A53 ökologische (WTK ZH 44) und erholungsbezogene 

Vernetzung (vgl. Pt. 3.7.2 Nr. 15)

34 Uster, Oberustermer

Wald, Höchi 

ökologische und erholungsbezogene Vernetzung 

35 Uster, Nänikon   A53 (Oberlandautobahn) ökologische und erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung

36 Uster, Ottenhuserstrasse A53, Tunnel, 

50 m
erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung 

37 Bertschikon A1 ökologische (WTK ZH 18) und erholungsbezogene 

Vernetzung 

38 Bertschikon/

Wiesendangen

A7, Bahnlinie ökologische (WTK ZH 18) und erholungsbezogene 

Vernetzung

39 Lindau/Winterthur A1, Bahnlinie,

Strasse 
ökologische (WTK ZH 20) und erholungsbezogene 

Vernetzung (vgl. Pt. 3.8.2 Nr. 18)

Hinwil

A53, Tunnel,

160 m

40 Neftenbach, Riethölzli A4, Tunnel,

75 m
erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung

41 Neftenbach, Kaiserbuck A4, Tunnel,

140 m
erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung

42 Adlikon, Rütibuck A4, Überdeckung,

50 m
ökologische Vernetzung (WTK ZH 17)

Nr. Gemeinde,
Ortsbezeichnung

bestehend geplant, zu querende
Infrastruktur

Funktion

23 A3 ökologische und erholungsbezogene Vernetzung  

24 Richterswil/

Wädenswil, Wildbach

ökologische und erholungsbezogene Vernetzung   

25 Egg, Tüftalerbach   A52, Viadukt,

150 m
ökologische Vernetzung (WTK ZH 39)

26 Maur, Scheuren–

Neuhaus  

A52 (Forchautostrasse) 

Bahnlinie, Strasse

ökologische Vernetzung 

27 Bassersdorf Bahnlinie, Strasse,

Bauzone

28 Bassersdorf/Lindau A1, Bahnlinien ökologische (WTK ZH 21) und erholungsbezogene 

Vernetzung, Landschaftsaufwertung

29 Wangen-Brüttisellen A53 (Oberlandautobahn)

Strasse, Siedlungsgebiet
ökologische und erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung (vgl. Pt. 3.10.2 Nr. 30)

Horgen/

Wädenswil, Hegimoos

A3

30 Dübendorf/

Wallisellen, Brandacher 

Bahntunnel,

200 m
erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung

31 Bubikon/

Gossau, Herschmettlen
A52 (Forchautostrasse) ökologische (WTK ZH 45) und erholungsbezogene 

Vernetzung (vgl. Pt. 3.7.2 Nrn. 10 und 15)

ökologische und erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung

43 Andelfingen/

Kleinandelfingen, Thur

A4, Viadukt,

320 m
ökologische und erholungsbezogene Vernetzung

44 Benken/Dachsen A4, Unterführung, 

25 m
ökologische (WTK ZH 14) und erholungsbezogene 

Vernetzung (vgl. Pt. 3.8.2 Nrn. 21 und 22)

45 Flurlingen, Cholfirst A4, Tunnel,

2300 m
erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung

46 Henggart, Loterbuck A4, Tunnel,

100 m
ökologische Vernetzung (WTK ZH 34)
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Nr. Gemeinde,
Ortsbezeichnung

bestehend geplant, zu querende
Infrastruktur

Funktion

47 Kleinandelfingen,

Oerlingen

ökologische (WTK ZH 15) und erholungsbezogene 

Vernetzung

48 Laufen-Uhwiesen,

Schloss Laufen

Bahntunnel,

70 m
erholungsbezogene Vernetzung,

Landschaftsaufwertung

49 Bachenbülach/Winkel A51 ökologische (WTK ZH 7) und erholungsbezogene 

Vernetzung, Landschaftsaufwertung

50 Bülach, Hardwald A51 ökologische (WTK ZH 9) und erholungsbezogene 

Vernetzung (vgl. Pt. 3.8.2 Nr. 23)

51 Glattfelden, Lätten A50, Viadukt,

650 m
ökologische und erholungsbezogene Vernetzung

A4, Überdeckung, 

50m

Abkürzungen

WTK ZH: Wildtierkorridore im Kanton Zürich
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Landschaftsverbindung bestehend
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Abb. 3.6: Landschaftsverbindungen
  (Nummern beziehen sich auf vorangehende Liste)
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3.9.3   Massnahmen

a) Kanton
Der Kanton sorgt dafür, dass bei bestehenden Landschaftsverbindungen die in Pt. 3.9.2 festgehaltenen Funk -
tio nen langfristig gewährleistet bleiben. Bei Infrastrukturvorhaben fordert er wo nötig und angemessen vom
massgeblichen Planungsträger die Erstellung von Landschaftsverbindungen ein. Er erarbeitet dazu entsprechende
Grundlagen und führt Karten über Wildtier- und ökologische Vernetzungskorridore.

b) Regionen
Die Regionen bezeichnen in den regionalen Richtplänen Landschaftsverbindungen von regionaler Bedeutung
und ökologische Vernetzungskorridore. Sie unterstützen die Gemeinden bei der Koordination ihrer Aufgaben
sowie mit der Bereitstellung von geeigneten, die einzelnen Gemeinden übergreifenden Grundlagen.

c) Gemeinden
Bei Landschaftsverbindungen, die eine Über- oder Durchquerung von Siedlungsgebiet einschliessen, sollen im
Rahmen der kommunalen Nutzungsplanung geeignete Massnahmen zur Erfüllung der Landschafts verbin dungs -
funktionen gemäss Pt. 3.9.2 ergriffen werden.
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3.10  Freihaltegebiet
3.10.1 Ziele

Freihaltegebiete von kantonaler Bedeutung sind Flächen, die grundsätzlich dauernd von Bauten und Anlagen frei -
zuhalten sind, um folgende Funktionen zu erfüllen:

Gliederung und Trennung des Siedlungsgebiets (vgl. § 23 lit. e PBG);
Erhalt unverbauter Geländekammern;
Umgebungsschutz für Landschaftsschutzgebiete (vgl. Pt. 3.7), Gewässer (vgl. Pt 3.4), Naturschutzgebiete 

     (vgl. Pt. 3.6), Ortsbilder (vgl. Pt. 2.4) und Kulturgüter;
wichtige Freihaltefunktion im Naherholungsraum;
Aussichtsschutz (vgl. Pt. 3.5.2);
Erhalt von kantonal und regional bedeutenden Korridoren zur ökologischen und erholungsbezogenen 

     Vernetzung (vgl. Pt. 3.9.2 und regionale Richtpläne).

3.9.2   Karteneinträge

Als Freihaltegebiet von kantonaler Bedeutung werden folgende Gebiete mit ihren Funktionen festgelegt (vgl.
Abb. 3.7):



3.10-2 10 | 2017

Nr. Gemeinde, Ortsbezeichnung Funktion

1 Siedlungstrennung, ökologische und erholungsbezogene Vernetzung Zürich, Chöschenrüti

2 Landschaftsbild Katzensee, Umgebungsschutz Feuchtgebiet und Ruine Alt RegensbergZürich/Rümlang/Regensdorf, 

Katzensee

3 SiedlungstrennungZürich/Oberengstringen, 

Frankenbüel

4 SiedlungstrennungDietikon, Müsli

5 Siedlungstrennung, Landschaftsbild LimmattalDietikon, Fondli-Sucheren

6 Siedlungstrennung, Landschaftsbild Limmattal, ökologische und erholungsbezogene

Vernetzung

Dietikon, Rütenen

8 Landschaftsbild Rebberge, Siedlungstrennung, AussichtsschutzWeiningen, Chilenspitzberg-

Hasleren

9 Umgebungsschutz Uferbiotop, Landschaftsbild TürlerseeAeugst a.A./Hausen a.A., 

Türlersee

10 Umgebungsschutz Ortsbilder und Zwingli-DenkmalKappel a.A.

11 Landschaftsbild Reuss, AussichtsschutzObfelden, Buechbärlihoger

12 Umgebungsschutz OrtsbildRifferswil, Oberrifferswil

14 Landschaftsbild Zürichsee, Siedlungstrennung, ökologische und erholungsbezogene 

Vernetzung

Horgen, Badenmatt

15 Aussichtsschutz, Landschaftsbild AlbispassLangnau a.A., Albispass

16 Landschaftsbild Zürichsee, Siedlungstrennung, ökologische und erholungsbezogene

Vernetzung

Richterswil, Mülenen

17 Landschaftsbild Zürichsee, UferschutzWädenswil, Halbinsel Au

18 Landschaftsbild Zürichsee, SiedlungstrennungErlenbach/Herrliberg, 

Schipf-Mariahalde

19 Landschaftsbild Zürichsee, Umgebungsschutz OrtsbildHombrechtikon, Feldbach

20 Umgebungsschutz Uferbiotop, Landschaftsbild LützelseeHombrechtikon, Lützelsee

21 Umgebungsschutz Feuchtgebiet, LandschaftsbildHombrechtikon, Ütziker Riet

23 Aussichtsschutz, Umgebungsschutz Forchdenkmal, LandschaftsbildKüsnacht/Zumikon, 

Forchdenkmal

24 Landschaftsbild Zürichsee, Siedlungstrennung, ökologische VernetzungMeilen, Feldmeilen-Rain

25 Landschaftsbild Zürichsee, SiedlungstrennungMeilen/Uetikon a.S.

26 Landschaftsbild Zürichsee, Siedlungstrennung, ökologische VernetzungStäfa, Mutzmalen

27 Landschaftsbild, Siedlungstrennung, ökologische VernetzungZollikon/Zumikon, 

Zollikerberg-Waltikon

7 Landschaftsbild Limmattal, ökologische und erholungsbezogene VernetzungDietikon/Oetwil a.d.L.

22 Siedlungstrennung, Umgebungsschutz SchübelweiherKüsnacht, Tägermoos

28 Siedlungstrennung, Landschaftsbild, ökologische VernetzungBassersdorf, Eich

29 Siedlungstrennung, Landschaftsbild, ökologische und erholungsbezogene VernetzungBassersdorf/Dietlikon

30 Siedlungstrennung, Landschaftsbild, ökologische VernetzungBassersdorf/Wangen-Brüttisellen

13 Siedlungstrennung, erholungsbezogene VernetzungAdliswil, Lebern/Moos
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Nr. Gemeinde, Ortsbezeichnung Funktion

33 Siedlungstrennung, ökologische Vernetzung, Landschaftsbild Glatt 

(vgl. auch Pt. 3.4.2 b Nr. 6)
Fällanden/Schwerzenbach

34 Umgebungsschutz FeuchtgebietKloten, Eigental

35 Siedlungstrennung, Landschaftsbild, ökologische und erholungsbezogene VernetzungMaur, Ebmatingen

36 Landschaftsbild Greifensee, Umgebungsschutz UferbiotopMaur, Fluh

37 Siedlungstrennung, Landschaftsbild, ökologische und erholungsbezogene VernetzungOpfikon/Wallisellen 

38 Siedlungstrennung, Landschaftsbild, ökologische und erholungsbezogene VernetzungSchwerzenbach, Eich

39 Landschaftsbild Chatzensee, Aussichtsschutz, ökologische und erholungsbezogene

Vernetzung
Regensdorf, Geissberg

40 Umgebungsschutz Ortsbild, Landschaftsbild TössBauma, Wellenau

41 Umgebungsschutz Ortsbild, Landschaftsbild Grüningen 

42 Landschaftsbild Pfäffikersee, Umgebungsschutz Römisches KastellPfäffikon, Römisches Kastell

43 Landschaftsbild Pfäffikersee, Umgebungsschutz UferbiotopPfäffikon, Strandbad

44 Landschaftsbild Pfäffikersee, Umgebungsschutz UferbiotopSeegräben, Seehalde

45 Siedlungstrennung, Landschaftsbild, ökologische und erholungsbezogene VernetzungUster/Greifensee, Werrikon

46 Umgebungsschutz Ortsbild und Schloss, AussichtsschutzElgg, Schloss

47 Umgebungsschutz Ortsbild, Landschaftsbild, AussichtsschutzKyburg, Schloss

48 Landschaftsbild, AussichtsschutzKyburg, Ettenhausen bei Kyburg

49 Siedlungstrennung, Landschaftsbild, ökologische und erholungsbezogene VernetzungWinterthur, Gotzenwil-Iberg

51 Siedlungstrennung, Landschaftsbild Töss, ökologische VernetzungWinterthur/Neftenbach, Hard

52 Landschaftsbild Töss, Umgebungsschutz OrtsbildZell

53 Siedlungstrennung, Landschaftsbild Töss, ökologische VernetzungZell, Au

54 Siedlungstrennung, Landschaftsbild Töss, ökologische VernetzungZell/Turbenthal, Rämismühle

55 Umgebungsschutz Ortsbild, Landschaftsbild RebbergeBenken

56 Umgebungsschutz Ortsbild, SiedlungstrennungBerg a.I.

57 Landschaftsbild Rhein, SiedlungstrennungFeuerthalen/Flurlingen, 

Allenwiden

58 Landschaftsbild Rhein, SiedlungstrennungFlurlingen, Gründen

59 Landschaftsbild Rebberge, AussichtsschutzLaufen-Uhwiesen

60 Landschaftsbild Rhein, Umgebungsschutz UferbiotopMarthalen, Ellikon am Rhein

31 Siedlungstrennung, LandschaftsbildDietlikon/Wallisellen 

32 Landschaftsbild Greifensee, Umgebungsschutz UferbiotopFällanden, Rohr

61 Umgebungsschutz Ortsbilder, Landschaftsbild Rebberge, Aussichtsschutz, ökologische

Vernetzung
Oberstammheim/

Unterstammheim

62 Landschaftsbild Rhein, Umgebungsschutz OrtsbildRheinau, Chorb

63 Landschaftsbild Rhein, Umgebungsschutz OrtsbildRheinau, Au

50 Siedlungstrennung, erholungsbezogene VernetzungWinterthur, Oberseen-Felsenhof
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Nr. Gemeinde, Ortsbezeichnung Funktion

65 Umgebungsschutz Schloss und Ortsbild, AussichtsschutzWaltalingen,

Schloss Schwandegg

66 Umgebungsschutz Schloss Girsberg, Landschaftsbild, AussichtsschutzWaltalingen, Schloss Girsberg

67 Umgebungsschutz Ortsbild, Landschaftsbild, AussichtsschutzDielsdorf/Regensberg/

Steinmaur

68 Landschaftsbild Rhein, Umgebungsschutz OrtsbildEglisau, Eichhalden

69 Umgebungsschutz Ruine Freienstein, Landschaftsbild, AussichtsschutzFreienstein-Teufen,

Ruine Freienstein

70 Siedlungstrennung, Landschaftsbild Glatt-HöribergHöri, Bodenächer

71 Siedlungstrennung, Umgebungsschutz Ortsbild KaiserstuhlWeiach

72 Umgebungsschutz Römischer Gutshof, ökologische Vernetzung

(vgl. auch Pt. 3.9.2 Nr. 49)

Winkel, Römischer Gutshof

73 Siedlungstrennung, ökologische VernetzungWinkel, Steinbruch

64 Umgebungsschutz Ortsbild, Landschaftsbild, Aussichtsschutz, ökologische VernetzungTrüllikon, Rudolfingen
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Abb. 3.7: Freihaltegebiete
  (Nummern beziehen sich auf vorangehende Liste)



3.10-6 10 | 2017

3.10.3 Massnahmen

Die Freihaltung und die Berücksichtigung der Freihaltefunktionen in den bezeichneten Gebieten sind im
Rahmen von Bewilligungsverfahren und bei Planungen aller Stufen zu gewährleisten. Nur Bauten, die für die
Bewirtschaftung der Fläche notwendig und gleichzeitig auf den Standort angewiesen sind, können bewilligt
werden. Bei der Beurteilung eines Bauvorhabens kann bei einem Wiederaufbau oder einer teilweisen Änderung
nach Art. 24 ff. Raumplanungsgesetz (RPG) von der Wesensgleichheit abgewichen werden, wenn dadurch der
Freihaltefunktion besser entsprochen werden kann und eine bessere Gebäudegestaltung resultiert.

a) Regionen
In den regionalen Richtplänen können weitere Freihaltegebiete bezeichnet werden.

b) Gemeinden
In der Nutzungsplanung sind Freihaltezonen auszuscheiden oder gegebenenfalls Landwirtschaftszonen zu be-
lassen. Die Freihaltung der Gebiete kann im Einzelfall auch mittels Schutzverordnung gewährleistet werden.



3.11  Gefahren
3.11.1 Ziele

Im Kanton Zürich steht der Schutz vor Gefahren durch Hochwasser, Massenbewegungen und Störfälle im
Vorder grund. Menschen, wirtschaftlich und kulturhistorisch wertvolle Sachgüter sowie die Umwelt und deren
nach haltige Nutzung sind vor schädigenden Einwirkungen so weit als möglich zu bewahren.

Der Gefahrenschutz ist in erster Linie mit einer zweckmässigen räumlichen Anordnung der Nutzungen, mit einem
zielgerichteten Unterhalt und mit organisatorischen Massnahmen sicherzustellen. Damit kann auf kostspielige,
ökologisch sowie ästhetisch oftmals unbefriedigende Schutzbauten und Objektschutzmassnahmen weitgehend
verzichtet werden. Die Ausgestaltung der Hochwasserschutzmassnahmen richtet sich nach Abb. 3.8. Für andere
Naturgefahren sind die Schutzziele in Analogie festzulegen. Zur Risikoverminderung erforderliche bauliche
Eingriffe an Gewässern oder im Gelände sollen schonend für Natur und Landschaft erfolgen.

Siedlungsentwicklung und Störfallvorsorge sind aufeinander abzustimmen. Das Festlegen der Schutzziele
bezüglich Störfälle bei technischen Anlagen richtet sich nach der kantonalen Verordnung über den Vollzug der
Störfallverordnung.

Zur Verhinderung von Hochwasser und Massenbewegungen sollen das verbesserte Versickern und Rückhalten
der Niederschläge, ausreichender Raum für die Gewässer sowie das Erhalten stabiler Wälder in erosionsgefährdeten
Gebieten abgestimmt und sichergestellt werden (vgl. Pte. 3.3 und 3.4).

Einzelgebäude, lokale Infrastrukturanlagen 

landwirtschaftliche Flächen

Naturraum, Wald

Infrastrukturanlagen von nationaler Bedeutung, Autobahn, Eisenbahn

geschlossene Siedlungen, Industrieanlagen

Sonderobjekte, Sonderrisiken

kein besonderer Hochwasserschutz

im Einzelfall bestimmen

HQ1 HQ10 HQ20 HQ50 HQ100 HQ300 EHQ

fehlender Schutz, grosse Schädenf

begrenzter Schutz gewährleistet, Schäden treten einb

vollständiger Schutz gewährleistet, minimale Schäden

EHQ Hochwasser bei hydrologischen und meteorologischen
  Extremsituationen

HQx Hochwasser, welches statistisch einmal in x Jahren auftritt

Objektkategorie

Schadensereignis Schutzziel

Abb. 3.8: Schutzzielmatrix für Hochwasser

3.11.2 Karteneinträge

In Abb. 3.9 sind die bestehenden und geplanten Rückhaltebecken sowie Entlastungsstollen festgelegt, die für
ei nen überkommunal abgestim mten Hochwasserschutz erforderlich sind. Die räumliche Konkretisierung der
Rück haltebecken erfolgt in den regionalen Richtplänen.
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Nr. Gemeinde, Ortsbezeichnung Retentionsvolumen (in m3) Realisierungsstand; Bedingungen

1 7’000 bestehendZürich, Büsisee

5 10’000 bestehendWeiningen, Lenggenbach

3 20’000 bestehend; Erweiterung auf 43’500 m3 geplantUrdorf, Allmendbach

4 21’500 bestehend; Erweiterung auf 30’200 m3 geplantUrdorf, Chrebsbach

2 30’000 bestehendBirmensdorf, Lunnerenbach

8 125’000 bestehendWettswil am Albis, Munisee

9 geplantThalwil, Entlastungsstollen Hochwasserschutz 

Sihl–Zürichsee–Limmat

6 391’000 bestehendAffoltern am Albis, Jonenbach

7 155’000 bestehendMaschwanden, Bäckental

10 100’000 bestehendEgg, Esslingen

14 10’000 bestehendVolketswil, Guntenbach

15 90’000 geplantWangen-Brüttisellen/Dietlikon, Eich

11 30’000 geplantBassersdorf, Altbach Schafmetzg

12 70’000 geplant; abzustimmen mit Anliegen der Forst-

wirtschaft und des Naturschutzes
Bassersdorf, Altbach Schliffi

13 7‘800 bestehendKloten, Rüebisbach

16 97’000 bestehend; Erweiterung auf 147’000 m3 geplantBuchs/Regensdorf, Wüeri

17 170’000 geplant; in Koordination mit Kt. AGHüttikon, Mühlewiesen

20 210‘000 bestehendWetzikon, Grosswies

19 15’000 bestehendUster, Freudwilerbach

22 500’000 geplantIllnau-Effretikon, Geen

23 18‘000 bestehendIllnau-Effretikon, Moosburg

25 47’000 bestehendTurbenthal, Chatzenbach

29 550’000 geplant bestehend; in Koordination mit 

Pt. 4.7.2.2 a) Segelflugfeld Oberwinterthur
Winterthur, Hegmatten

26 unbestimmt geplantWiesendangen, Bachtobel

24 65’000 bestehendRickenbach, Schwarzbach

32 120’000 geplant; abzustimmen mit BLN Nr. 1403Kleinandelfingen, Mederbach-Oerlingen

33 80‘000 bestehendMarthalen, Fohloch

34 210’000 bestehend, in Koordination mit Pt. 5.3.2 Nr. 41Hüntwangen, Landbach

36 80’000 bestehendOberglatt, Himmelbach

35 unbestimmt geplantLufingen, Embrach, Wildbach

Abkürzungen

BLN: Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung

18 50’000 geplantRegensdorf, Wüeri

21 60‘000 geplantWila, Bodenweiher

28 unbestimmt geplantWiesendangen, Mühlacker

27 22‘000 bestehendWiesendangen, Kefikerbach

30 46‘000 geplantWinterhtur, Oberseen

31 60‘000 geplantWinterthur, Waldegg

–
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Abb. 3.9: Hochwasserrückhaltebecken und Entlastungsstollen
  (Nummern beziehen sich auf vorangehende Liste)
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3.11.3 Massnahmen 

a) Kanton
Der Kanton erarbeitet in Zusammenarbeit mit den betroffenen Gemeinden Gefahrenkarten als Grundlage für
grundeigentümerverbindliche Nutzungsbestimmungen, für Schutzmassnahmen, für den Unterhalt sowie für
die Notfallplanung. Im Vordergrund steht dabei der Hochwasserschutz, wobei Massenbewegungen gegebenen-
falls ein zubeziehen sind. Die Erarbeitung erfolgt nach Einzugsgebieten der Gewässer flächendeckend für den
ganzen Kanton. Die Priorisierung richtet sich nach dem jeweiligen Gefahren- und Schadenspotenzial.

Der Kanton stellt die frühzeitige Information von Bevölkerung und Behörden vor drohendem Hochwasser sicher.
Er überprüft die Stauanlagen gemäss Stauanlagenverordnung des Bundes (StAV).

Der Kanton berücksichtigt im Rahmen seiner Planungen insbesondere von Verkehrsinfrastrukturen und öffent-
lichen Bauten und Anlagen sowie bei der Genehmigung von Nutzungs pla nun gen die Störfallvorsorge. Er führt
einen Risikokataster über die stationären und mobilen Gefahren bei technischen Anlagen (vgl. Art. 16 StFV) und
stellt eine Karte zu den risikorelevanten Anlagen und den jeweiligen Konsultations bereichen zur Verfügung.

Der Kanton sorgt für den sachgerechten Unterhalt der öffentlichen Oberflächengewässer, der Rückhalte becken
sowie Entlastungsstollen und realisiert notwendige Hochwasserschutzmassnahmen. Er erarbeitet zusammen mit
den Gemeinden langfristige Lösungen für den baulichen Hochwasserschutz, insbesondere in Gebieten mit um-
fangreichen Siedlungsstrukturen und hohem Gefährdungspotenzial. Er scheidet Schutzwälder aus und stellt zu
deren sachgerechten Pflege die benötigten Mittel zur Verfügung (vgl. Pt. 3.3).

b) Regionen
In den regionalen Richtplänen wird die Lage der Hochwasserrückhaltebecken konkretisiert (vgl. Abb. 3.9). Bei Be -
darf können Entlastungsstollen an kleineren Fliessgewässern im Zuständigkeitsbereich der Gemeinden bezeichnet
werden. Zudem können Gebiete bezeichnet werden, in denen besondere gemeindeübergreifende planerische,
organisa to rische oder bauliche Anstrengungen zur Verminderung des Risikos infolge von Naturereignissen oder
Stör fällen nötig sind.

c) Gemeinden
Die Gemeinden berücksichtigen bei planungs- und baurechtlichen Entscheiden die Gefährdungen durch Hoch -
wasser und Massenbewegungen sowie durch Störfälle und informieren die Grundeigentümerschaft über beste-
hende und zukünftige Gefährdungen. Im Rahmen des Berichts nach Art. 47 RPV ist darzulegen, wie mit den
Bestim mun gen der Bau- und Zonenordnung sowie in Gestaltungs- und Quartierplänen möglichen Gefahren
Rechnung getragen wird. Die Gemeinden arbeiten innerhalb von zwei Jahren nach Erlass der Gefahrenkarte eine
Massnahmenplanung aus und setzen diese innerhalb von zehn Jahren um.

Die Gemeinden treffen geeignete organisatorische Massnahmen zur Vermeidung beziehungsweise Ver min de rung
von Schäden durch Hochwasser, Massenbewegungen oder Störfälle. Zudem sorgen sie für eine verbesserte
Versickerung der Niederschläge, für die Sicherung des Raumbedarfs der Gewässer (vgl. Pt. 3.4), für die
Realisierung von Rückhaltebecken mit kleinräumiger Schutzwirkung, für den Unterhalt und den Hoch wasser -
schutz an den öffentlichen Oberflächengewässern – soweit dieser nicht vom Kanton übernommen wird – sowie
für den Erhalt stabiler Schutzwälder.
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3.12  Grundlagen
a) Rechtliche Grundlagen

Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (SR 101)
Verfassung des Kantons Zürich vom 27. Februar 2005 (SR 131.211)
NHG: Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz (NHG) vom 1. Juli 1966 (SR 451)
KNHV: Kantonale Natur- und Heimatschutzverordnung vom 20. Juli 1977 (LS 702.11)
VBLN: Verordnung über das Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler 

     vom 10. August 1977 (SR 451.11)
Auenverordnung: Verordnung über den Schutz der Auengebiete von nationaler Bedeutung 

     vom 28. Oktober 1992 (SR 451.31)
Flachmoorverordnung: Verordnung über den Schutz der Flachmoore von nationaler Bedeutung 

     vom 7. September 1994 (SR 451.33)
Moorlandschaftsverordnung: Verordnung über den Schutz der Moorlandschaften von besonderer 

     Schönheit und von nationaler Bedeutung vom 1. Mai 1996 (SR 451.35)
PäV: Verordnung über die Pärke von nationaler Bedeutung (Pärkeverordnung) 

     vom 7. November 2007 (SR 451.36)
RPG: Bundesgesetz über die Raumplanung (Raumplanungsgesetz) vom 22. Juni 1979 (SR 700)
RPV: Raumplanungsverordnung vom 28. Juni 2000 (SR 700.1)
PBG: Planungs- und Baugesetz vom 7. September 1975 (LS 700.1)
Bundesgesetz über den Wasserbau vom 21. Juni 1991 (SR 721.100)
StAV: Verordnung über die Sicherheit der Stauanlagen (Stauanlagenverordnung) 

     vom 7. Dezember 1998 (SR 721.102)
Wasserwirtschaftsgesetz vom 2. Juni 1991 (LS 724.11)
Verordnung über den Hochwasserschutz und die Wasserbaupolizei vom 14. Oktober 1992 (LS 724.112)
USG: Bundesgesetz über den Umweltschutz (Umweltschutzgesetz) vom 7. Oktober 1983 (SR 814.01)
UVPV: Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 19. Oktober 1988 (SR 814.011)
StFV: Verordnung über den Schutz vor Störfällen (Störfallverordnung) vom 27. Februar 1991 (SR 814.012)
Verordnung über den Vollzug der Störfallverordnung vom 16. Dezember 1998 (LS 710.6)
VBBo: Verordnung über Belastungen des Bodens vom 1. Juli 1998 (SR 814.12)
GSchG: Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer (Gewässerschutzgesetz) 

     vom 24. Januar 1991 (SR 814.20)
GSchV: Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (SR 814.201)
EG GSchG: Einführungsgesetz zum Gewässerschutzgesetz vom 8.Dezember 1974 (LS 711.1)
Verordnung über den Gewässerschutz vom 22. Januar 1975 (LS 711.11)
Verordnung über den Hochwasserschutz und die Wasserpolizei vom 14. Oktober 1992 (LS 724.112)
Verordnung über den Hochwasserschutz und die Wasserpolizei Änderung 

     vom 5. Oktober 2011 (LS 724.112)
AltlV: Verordnung über die Sanierung von belasteten Standorten (Altlasten-Verordnung) 

     vom 26. August 1998 (SR 814.680)
LwG: Bundesgesetz über die Landwirtschaft (Landwirtschaftsgesetz) vom 29. April 1998 (SR 910.1)
ÖQV: Verordnung über die regionale Förderung der Qualität und der Vernetzung von ökologischen 

     Ausgleichsflächen in der Landwirtschaft (Öko-Qualitätsverordnung) vom 4. April 2001 (SR 910.14)
WaG: Bundesgesetz über den Wald (Waldgesetz) vom 4. Oktober 1991 (SR 921.0)
JSG: Bundesgesetz über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel (Jagdgesetz) 

     vom 20. Juni 1986 (SR 922.0)

b) Weitere Grundlagen
Gesamtstrategie

Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung (BLN)
Kantonaler Richtplan: Beschlüsse des Kantonsrates vom 31. Januar 1995 (Gesamtrevision), Teilrevision 

     Bereich Landschaft vom 2. April 2001, www.richtplan.zh.ch
Raumplanungsberichte 2001, 2005 und 2009; Regierungsrat Kanton Zürich, www.richtplan.zh.ch
Umweltbericht Kanton Zürich – Zwischenbericht 2010; Baudirektion Kanton Zürich, 

     www.umweltschutz.zh.ch 
Landschaftssystem_RZU, Zwischenbericht (2011); Regionalplanung Zürich und Umgebung (RZU), www.rzu.ch
Leitbild Landschaft_RZU (2008); Regionalplanung Zürich und Umgebung (RZU), www.rzu.ch
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Landwirtschaftsgebiet
Sachplan Fruchtfolgeflächen (FFF) – Festsetzung des Mindestumfangs der Fruchtfolgeflächen und deren 

     Aufteilung auf die Kantone (1992) (BBI 1992 II 1649); Eidg. Justiz- und Polizeidepartement (EJP), Bundesamt
     für Raumplanung (BRP), Eidg. Volkswirtschaftsdepartement (EVD), Bundesamt für Landwirtschaft (BLW)

Merkblatt zum Vollzug des Sachplanes (1995); Bundesamt für Raumplanung (BRP)
10 Jahre Sachplan Fruchtfolgeflächen – Erfahrungen der Kantone, Erwartungen an den Bund (2003); 

     Bundesamt für Raumentwicklung (ARE)
Sachplan Fruchtfolgeflächen FFF – Vollzugshilfe (2006); Bundesamt für Raumentwicklung (ARE)
Umgang mit Fruchtfolgeflächen im Gewässerraum (2011); Bundesamt für Raumentwicklung (ARE)
Merkblatt Ressource Boden und Sachplan Fruchtfolgeflächen – Umsetzung in den Gemeiden (2011); 

     Amt für Landschaft und Natur (ALN), Baudirektion Kanton Zürich, www.aln.zh.ch
Ressource Boden und Sachplan Fruchtfolgeflächen – ergänzende Weisung für kantonale Amtsstellen (2011);

     Amt für Landschaft und Natur (ALN), Baudirektion Kanton Zürich, www.aln.zh.ch
Altlastverdachtsflächenkataster; Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL), 

     Baudirektion Kanton Zürich, www.altlasten.zh.ch
Kataster der belasteten Standorte; Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL), 

     Baudirektion Kanton Zürich, www.altlasten.zh.ch
Umsetzungsprogramm des Kantons Zürich für die Region Zürcher Berggebiet (2007); Baudirektion Kanton

     Zürich, Volkswirtschaftsdirektion Kanton Zürich und Pro Züricher Berggebiet 
Prüfperimeter für Bodenverschiebungen; Fachstelle Bodenschutz (FaBo), 

     Baudirektion Kanton Zürich, www.fabo.zh.ch

Wald
Waldentwicklungsplan Kanton Zürich 2010; Baudirektion Kanton Zürich
Leitbild für den Wald im Kanton Zürich (1998); Oberforstamt des Kantons Zürich, www.wald.kanton.zh.ch

Gewässer
Fliessgewässer Schweiz – Für eine nachhaltige Gewässerpolitik, Leitbild des Bundesamts für Umwelt, Wald

     und Landschaft (BUWAL) (2003), www.bafu.admin.ch
Hochwasserschutz an Fliessgewässern, Wegleitung des Bundesamtes für Wasser und Geologie (BWG) (2001),

     www.bafu.admin.ch
Raum den Fliessgewässern, Faltblatt des Bundesamtes für Wasser und Geologie (BWG) (2000), 

     www.bafu.admin.ch
Methoden zur Untersuchung und Beurteilung der Fliessgewässer – Ökomorphologie Stufe F (1998), 

     Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft (BUWAL), www.bafu.admin.ch
Wegleitung Grundwasserschutz (2004); Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft (BUWAL), 

     www.bafu.admin.ch
Naturschutzgesamtkonzept für den Kanton Zürich, Beschluss des Regierungsrates vom 20. Dezember 1995,

     www.naturschutz.zh.ch
10 Jahre Naturschutzkonzept für den Kanton Zürich 1995–2005 (2006), Baudirektion Kanton Zürich, 

     www.naturschutz.zh.ch
Bauvorhaben in Grundwasserleitern und Grundwasserschutzzonen (2003), Flyer des Amts für Abfall, 

     Wasser, Energie und Luft (AWEL), Baudirektion Kanton Zürich, www.awel.zh.ch
Gewässer und Raumplanung – Sicherung Raumbedarf und Umsetzung Gewässerausbau, internes Arbeits-

     papier 2002); Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL), Baudirektion Kanton Zürich
Massnahmenplan Wasser Kanton Zürich Leitbild (20062012); Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft 

     (AWEL), Baudirektion Kanton Zürich, www.awel.zh.ch
Massnahmenplan Wasser – Einzugsgebiet der Glatt (2005); Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL),

     Baudirektion Kanton Zürich, www.awel.zh.ch
Massnahmenplan Wasser – Einzugsgebiet der Limmat und Reppisch (2005); Amt für Abfall, Wasser, Energie

     und Luft (AWEL), Baudirektion Kanton Zürich, www.awel.zh.ch
Massnahmenplan Wasser – Einzugsgebiet Greifensee (2006); Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft 

     (AWEL), Baudirektion Kanton Zürich, www.awel.zh.ch
Zürichsee 2050 – Leitbild und Handlungsansätze für die langfristige Entwicklung des Zürichsees (Entwurf 

     20122013); Baudirektion Kanton Zürich, Volkswirtschaftsdirektion Kanton Zürich
Revitalisierungsplanung Kanton Zürich, Technischer Bericht (2014); Amt für Abfall, Wasser, Energie und 

     Luft (AWEL), Baudirektion Kanton Zürich, www.awel.zh.ch
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Erholung
Zürichsee 2050 – Leitbild und Handlungsansätze für die langfristige Entwicklung des Zürichsees (Entwurf 

     2012) (2013); Baudirektion Kanton Zürich, Volkswirtschaftsdirektion Kanton Zürich 
Agglomerationspark Limmattal – ein kantonsübergreifendes Freiraumkonzept (2009); Kanton Aargau, 

     Kanton Zürich, Stadt Zürich, Zürcher Planungsgruppe Limmattal (ZPL), Baden Regio
Seerestaurant Bürkliplatz – Richtprojekt, Auszug technischer Bericht (2015); 

     Immobilienamt, Baudirektion Kanton Zürich 
Entwicklungsplanung Bürkliplatz, Seerestaurant und neuer Schiffsteg, Grundlagenbericht zur 

     Machbarkeitsstudie (2012); Stadt Zürich, Baudirektion Kanton Zürich

Naturschutz
Naturschutzgesamtkonzept für den Kanton Zürich, Beschluss des Regierungsrates vom 20. Dezember 1995,

     www.naturschutz.zh.ch
10 Jahre Naturschutzkonzept für den Kanton Zürich 1995–2005 (2006), Baudirektion Kanton Zürich, 

     www.naturschutz.zh.ch
Wildtierkorridore (2009); Fischerei- und Jagdverwaltung, Amt Für Landschaft und Natur (ALN), 

     Baudirektion Kanton Zürich

Landschaftsförderungsgebiet
Leitbild Landschaft_RZU (2008); Regionalplanung Zürich und Umgebung (RZU), www.rzu.ch

Landschaftsverbindung
Wildtierkorridore (2009); Fischerei- und Jagdverwaltung, Amt Für Landschaft und Natur (ALN), 

     Baudirektion Kanton Zürich
Landschaftsverbindungen – übergeordneter Bericht; Amt für Verkehr, Volkswirtschaftsdirektion Kanton 

     Zürich, August 2014

Freihaltegebiet
Städtebauliches Gesamtkonzept Raum Gotzenwil und Felsenhof (2012); Stadt Winterthur

Gefahren
Empfehlungen zur Berücksichtigung der Hochwassergefahren bei raumwirksamen Tätigkeiten (1997); 

     Bundesamt für Wasserwirtschaft, Bundesamt für Raumplanung, Bundesamt für Umwelt, Wald und Land-
     schaft (BUWAL), www.bafu.admin.ch

Empfehlungen zur Berücksichtigung der Massenbewegungsgefahren bei raumwirksamen Tätigkeiten (1997);
     Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft (BUWAL), Bundesamt für Wasserwirtschaft (BWW), Bundes-
     amt für Raumplanung (BRP), www.bafu.admin.ch

Empfehlung Raumplanung und Naturgefahren (2005); Bundesamt für Raumentwicklung (ARE), Bundesamt
     für Wasser und Geologie (BWG), Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft (BUWAL), 
     www.are.admin.ch

Bearbeitung der Gewässer im Generellen Entwässerungsplan (GEP) (2001), Leitfaden der Baudirektion 
     Kanton Zürich

Gefahrenkartierung Naturgefahren im Kanton Zürich – Hochwasser (20062011), Pflichtenheft der 
     Baudirektion Kanton Zürich

Gefahrenkartierung Naturgefahren im Kanton Zürich – Massenbewegungen (20062011), Pflichtenheft der
     Baudirektion Kanton Zürich

Leitfaden zur Umsetzung der Gefahrenkarten Hochwasser im Kanton Zürich (2003) Umsetzung Gefahren- 
     karten: Leitfaden für Gemeinden (2016); Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL), Baudirektion 
     Kanton Zürich, Gebäudeversicherung Kanton Zürich, www.awel.zh.ch www.naturgefahren.zh.ch

Umsetzung Gefahrenkarten: Massnahmeplanung Naturgefahren. Kurzanleitung für Gemeinden (2014); 
     Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL), www.naturgefahren.zh.ch

Umsetzung Gefahrenkarten: Notfallplanung. Kurzanleitung für Feuerwehren und Gemeinden (2016); 
     Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL), www.naturgefahren.zh.ch

Richtlinie Objektschutz gegen Naturgefahren (2003); Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL), 
     Baudirektion Kanton Zürich, Gebäudeversicherung Kanton Zürich, www.awel.zh.ch

Störfallvorsorge und Raumplanung (2009); Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL), 
     Baudirektion Kanton Zürich, www.awel.zh.ch

Hochwasser – Vorbeugen, Schützen, Schäden vermeiden (Faltblatt) (2006); Baudirektion Kanton Zürich, 
     Gebäudeversicherung Kanton Zürich, www.gvz.ch
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Gefahrenhinweiskarte als Grundlage für die Schutzwaldausscheidung, Amt für Landschaft und Natur (ALN),
     Baudirektion Kanton Zürich

Festgesetzte Gefahrenkarten Hochwasser für die Gemeinden Adliswil, Andelfingen, Bassersdorf, Dielsdorf,
     Dietikon, Dübendorf, Horgen, Illnau-Effretikon, Kleinandelfingen, Maur, Mönchaltorf, Uster, Wald, Wetzikon,
     Winterthur

Festgesetzte Naturgefahrenkarten diverser Gemeinden (www.maps.zh.ch > Karte «Naturgefahren»)
Konzept Gefahrenkarten Hochwasser, Beschluss des Regierungsrats vom 11. April 2006 (RRB-Nr. 556/2006)
Risikokataster des Kantons Zürich, Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL), 

     Baudirektion Kanton Zürich
Planungshilfe Koordination Raumplanung und Störfallvorsorge (2013), Bundesamt für 

     Raumentwicklung (ARE) et al., www.are.admin.ch
Hochwasserschutz Sihl-Zürichsee-Limmat, Entlastungsstollen, Vertiefte Machbarkeitsstudie, 

     Übersichtsplan (Entwurf 7.11.2014); Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL), www.awel.zh.ch
Langfristiger Hochwasserschutz an der Sihl. Synthese der Konzeptfindung. Bericht (2012); Amt für Abfall, 

     Wasser, Energie und Luft (AWEL), www.hochwasserschutz-zuerich.zh.ch



6    Öffentliche Bauten und Anlagen

6.1    Gesamtstrategie
6.1.1   Ziele

a) Impulse für die Raumentwicklung setzen
Die Versorgung mit öffentlichen Einrichtungen in den Bereichen Bildung und Forschung, Gesundheit, Kultur,
Sport, Messe und Kongresswesen sowie weitere öffentliche Dienstleistungen wie z.B. Verwaltung und Gerichte,
leistet einen wichtigen Beitrag für die gesellschaftliche und wirtschaftliche Prosperität und damit zur Standort -
qualität des Kantons Zürich. Zudem werden mit der Planung und Realisierung entsprechender Bauten und An -
lagen wesentliche Impulse für die Entwicklung von Siedlungsstruktur und -qualität gesetzt. Die Planung solcher
Vorhaben hat sich deshalb an den Grundsätzen der erwünschten räumlichen Entwicklung zu orientieren (vgl.
Pt. 1). Öffentliche Bauten und Anlagen sind gezielt in den Zentrumsgebieten von kantonaler Bedeutung (vgl. Pt.
2.3) und in den Regionalzentren anzusiedeln. Die Koordination mit kantonal bedeutenden Infrastrukturen des
Verkehrs (vgl. Pt. 4) sowie der Ver- und Entsorgung (vgl. Pt. 5) ist sicherzustellen.

b) Durch fachübergreifende Gebietsplanungen koordinieren
Für Gebiete mit besonderem städtebaulichen Potenzial, grossem Koordinations- und Handlungsbedarf und ei-
ner hohen Dichte an öffentlichen Bauten und Anlagen von kantonalem Interesse, sind fachübergreifende
Gebiets planungen (z.B. im Sinne eines Masterplans) zu erarbeiten (vgl. Abb. 6.1). Damit sollen Synergien ge-
nutzt und die partnerschaftliche Zu sam men arbeit gefördert werden.

Für jede Gebietsplanung sind ein geeignetes Verfahren und der zu betrachtende Perimeter festzulegen. Dabei
ist der sachgerechte Einbezug der Planungs träger aller Stufen sowie massgeblicher Akteure wie Infra struktur -
träger, Grundeigentümer- und Investorenschaft sicherzustellen. Die gesetzlich geregelten Zuständigkeiten von
Bund, Kanton, Regionen und Gemein den bleiben dabei gewahrt. Im Rahmen solcher Gebietsplanungen sind
folgende Aspekte aufzuzeigen:

Flächenbedarf aller Beteiligten
erforderliche Massnahmen zur Verkehrsbewältigung
gestalterische Aufwertung des Gebiets
Struktur der Bebauung und erforderliche Massnahmen zur Gewährleistung der Freiraumversorgung
weitere Umsetzungsschritte

Die Ausarbeitung von Gebietsplanungen stützt sich auf fachspezifische Grundlagen im Sinne von Art. 2 der
Raum planungsverordnung (RPV).

6.1.2   Karteneinträge

Neubauten, Erweiterungen, Standortverlegungen, Standortaufhebungen, Umnutzungen und Standort evalu atio  nen
in den Bereichen Bildung und Forschung, Gesundheit, Kultur, Sport, Messe und Kongresswesen sowie weitere
öffentliche Dienstleistungen (vgl. Pte. 6.3–6.6) werden in Richtplantext und -karte als Vorhaben bezeichnet, sofern
sie von kantonaler Bedeutung sind, erhebliche Auswirkungen auf die räumliche Ordnung und die Umwelt haben
oder Abstimmungsbedarf mit weiteren Festlegungen des kantonalen Richtplans besteht. Die Festlegung eines
Vorhabens im kantonalen Richtplan erfolgt unabhängig von den Eigentumsverhältnissen (vgl. § 60 Abs. 1 PBG)
und ist eine Voraussetzung für dessen Realisierung.

Mit den Festlegungen werden die langfristig notwendigen Handlungsspielräume gesichert und die Voraus -
setzungen für den Landerwerb mittels Werkplan (vgl. §114 ff. PBG) geschaffen. Der Kanton setzt Gestaltungs -
pläne für Bauten und Anlagen fest (vgl. § 84 Abs. 2 PBG), die im kantonalen oder in den regionalen Richtplänen
enthalten sind. Diese Kompetenz kann im Einzelfall an die Standortgemeinde abgetreten werden, wenn die
kantonale Aufgabenerfüllung dadurch nicht in Frage gestellt wird.

Die Priorisierung der Vorhaben erfolgt über die Angabe des Realisierungshorizontes: Kurzfristige Vorhaben sollen
innert 10 Jahren, mittelfristige innert 10–20 Jahren und langfristige innert 20–30 oder mehr Jahren realisiert werden.

Für Gebiete, in denen eine Gebietsplanung erforderlich ist, werden in der Richtplankarte Perimeter festgelegt.
Inner  halb eines Perimeters besteht bei vorliegender Gebietsplanung ein Anordnungsspielraum bezüglich der
kon  kreten räumlichen Ausgestaltung der Vorhaben. Soweit Eckwerte der ausgearbeiteten Gebietsplanung im Richt -
 plantext festgelegt werden (vgl. Pt. 6.2), erübrigt sich die Festlegung der einzelnen Vorhaben (vgl. Pte. 6.3–6.6).
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Sofern vor dem Vorliegen von ausgearbeiteten Gebietsplanungen einzelne Vorhaben (vgl. Pt. 6.1.2) innerhalb
von Gebietsplanungsperimetern realisiert werden sollen, sind diese in Absprache mit den betroffenen Stellen zu
planen.

Bestehende öffentliche Bauten und Anlagenwerden in der Richtplankarte dargestellt, sofern sie nicht innerhalb
der für Gebietsplanungen bezeichneten Perimeter liegen.
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Nr. Gebiet,
Gemeinde

Beteiligte Stand
Gebietsplanung

Koordinationsbedarf Geplante
Einzelvorhaben 

1 ETH Hönggerberg,

Zürich
Bund,

Stadt Zürich

abgeschlossen,

Masterplan vorliegend

Bestehender Perimeter:

Masterplan vorliegend;

Optionen für langfristige 

Entwicklung klären, 

Gebietsplanung 

ausstehend 

Bildung, Forschung,

Wohnen, Dienstleistungen 

(Campusbildung),

Kongresswesen, 

ökologischer 

Vernetzungskorridor

–

4 Lagerstrasse/Sihlpost/

Kasernenareal/

Gessneralle, 

Zürich

Kanton Zürich,

Stadt Zürich,

Private

ausstehend

abgeschlossen, 

Masterplan vorliegend

Bildung, Kultur Pt. 6.3.2 b) Nr. 2

6 Sihlquai,

Zürich

Kanton Zürich,

Stadt Zürich

abgeschlossen; 

Handlungsprogramm 

vorliegend

Bildung, Kultur

2 Güterbahnhof,

Zürich
Kanton Zürich,

Stadt Zürich,

Private

ausstehend: 

Erweiterung bestehender

Masterplan 

Sicherheit, Justiz Pt. 6.6.2 Nr. 1

8 Wassersportzentrum 

Tiefenbrunnen,

Zürich

Kanton Zürich,

Stadt Zürich,

SBB,

Private

abgeschlossen; 

Masterplan vorliegend

Kultur, Sicherheit, 

Freizeit, Landschaft, 

Verkehrserschliessung, 

Güterumschlag

Pt. 6.5.2 Nr. 7

3 Hochschulgebiet

Zürich-Zentrum,

Zürich

Bund,

Kanton Zürich,

Stadt Zürich,

Private,

Stiftung Kunsthaus

Masterplan 2014 

vorliegend;

Standort USZ bestätigt

Neugestaltung und 

Konzentration Kultur-, 

Bildungs-, Forschungs- und 

Gesundheitseinrichtungen; 

Weiterentwicklung 

universitäre Medizin

–

5 Lengg,

Zürich
Kanton Zürich,

Stadt Zürich

ausstehend Konzentration/Erweiterung

Gesundheit und Forschung, 

Verkehrserschliessung

Pt. 6.4.2 a) Nrn. 2,

3 und 4

9 Hochschulstandort 

Wädenswil,

Wädenswil

Kanton Zürich,

Stadt Wädenswil

in Bearbeitung Bildung, 

Verkehrserschliessung 

Pt. 6.3.2 a) Nr. 2

11 Bildungs- und 

Forschungszentrum 

Agrovet-Strickhof, 

Lindau-Eschikon

Bund,

Kanton Zürich,

Gemeinde Lindau

abgeschlossen;

Machbarkeitsstudie 

vorliegend

Bildung und Forschung,

Verkehrserschliessung

Pt. 6.3.2 a) Nr. 3

Pt. 6.3.2 b) Nr. 12

10 Nationaler 

Innovationspark, 

Hubstandort 

Kanton Zürich

Bund, 

Kanton Zürich, 

Planungsregion Glattal, 

Stadt Dübendorf, Ge-

meinden Volketswil und 

Wangen-Brüttisellen

abgeschlossen Bildung, Forschung, Wohnen, 

Dienstleistungen, Kongress-

wesen, Verkehrserschliessung, 

Parknutzung, Erholung

–

7 Universität Zürich-Irchel, 

Zürich

Kanton Zürich,

Stadt Zürich
abgeschlossen; 

Masterplan vorliegend

Bildung, Forschung, Wohnen, 

Dienstleistungen (Campus-

bildung), Landschaft, 

Erweiterung Staatsarchiv 
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Nr. Gebiet,
Gemeinde

Beteiligte Stand
Gebietsplanung

Koordinationsbedarf Geplante
Einzelvorhaben 

13 Psychiatrische 

Universitätsklinik 

Zürich, 

Rheinau

Kanton Zürich abgeschlossen; 

Masterplan vorliegend

Gesundheit, Sicherheit

12 Hochschulstandort 

Winterthur,

Winterthur

Kanton Zürich,

Stadt Winterthur

abgeschlossen;

Entwicklungsperspektive 

vorliegend

Bildung, Kultur, 

Verkehrserschliessung; 

Entwicklung der drei 

Standorte Sulzer-Areal, 

Technikumstrasse und 

St. Georgen zu einem 

Campus



7
1

4

6

2
3

5

12

fachübergreifende Gebietsplanung (geplant)

9

fachübergreifende Gebietsplanung (bestehend)

11

8

13

10

Abb. 6.1:  Gebietsplanungen
  (Nummern beziehen sich auf vorangehende Liste)
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6.1.3   Massnahmen

a) Kanton
Der Kanton erarbeitet im Sinne der gesetzlichen Planungspflicht (vgl. Art. 2 RPV) fachspezifische Grundlagen
(Fachplanungen). Er zeigt darin die strategischen Ziele sowie die entsprechenden Raumbedürfnisse auf, legt die
verkehrlichen und städtebaulichen Auswirkungen dar und macht Aussagen über deren langfristige Ent wick lung.
Er prüft periodisch, ob die bestehenden Bauten und Anlagen durch organisatorische oder bauliche Mass nahmen
besser genutzt werden können. Er führt eine Übersicht der kantonalen Liegenschaften und prüft, inwiefern die
vorhandenen Potenziale für die Ansiedlung öffentlicher Bauten und Anlagen genutzt werden können. Bei
Renovationen und Ausbauten eigener Liegenschaften sowie bei Neubauten orientiert er sich an der Energie -
effizienz. Bei Fragen im Umgang mit nicht mehr benutzten öffentlichen Bauten und Anlagen koordiniert er die
Zusammenarbeit zwischen Kanton, Gemeinden und Regionen.

Der Kanton bezeichnet im Rahmen eines kontinuierlichen und fachübergreifenden Austausches frühzeitig die
richtplanrelevanten Vorhaben. Er weist die zusätzliche Nutzfläche des Vorhabens sowie dessen verkehrliche und
städtebauliche Auswirkungen aus und leistet wo nötig einen Beitrag zur Freiraumversorgung. Bei Standort -
entscheiden trägt er der erwünschten räumlichen Entwicklung Rechnung (vgl. Pte.1 und 6.1.1) und achtet auf eine
der Nutzung angemessene Erschliessung durch den öffentlichen Verkehr. Dabei beachtet er auch die regionalen
und kommunalen Gesamtkonzepte.

Der Kanton erarbeitet in Zusammenarbeit mit den Gemeinden fachübergreifende Gebietsplanungen. Er macht
Aussagen über Entwicklungspotenziale, Auswirkungen sowie den nötigen Koordinationsbedarf im jeweiligen
Gebiet und legt die entsprechenden Eckwerte im kantonalen Richtplan fest.

b) Regionen
Vorhaben von regionaler Bedeutung sind in den regionalen Richtplänen zu bezeichnen.

c) Gemeinden
Die Gemeinden stimmen Standortentscheide für öffentliche Bauten und Anlagen mit der kantonalen und der
regionalen Richtplanung sowie mit der Planung der Zweckverbände ab und geben die anstehenden Vorhaben
frühzeitig bekannt. Im Falle einer Umnutzung nicht mehr benötigter öffentlicher Bauten und Anlagen klärt die
Gemeinde in Zusammenarbeit mit dem Kanton die Möglichkeiten zukünftiger Nutzungen.

Die Gemeinden bezeichnen die für öffentliche Bauten und Anlagen erforderlichen Flächen im Rahmen der
kommu nalen Nutzungsplanung (vgl. § 60 PBG). Sie erstatten der kantonalen Genehmigungsbehörde Bericht
über die geeignete Lokalisierung von Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen sowie über eine entsprechende
Verkehrsplanung in deren Umfeld (vgl. Art. 47 RPV).
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6.2    Gebietsplanung
Für die folgenden Gebiete werden Festlegungen zur Gebietsentwicklung getroffen.

[Nicht aufgeführt werden bereits festgesetzte Gebietsplanungen und Gebietsplanungen, die Gegenstand einer
anderen Teilrevision sind.]

6.2.7 ETH Hönggerberg, Zürich

Der Standort Hönggerberg soll als wettbewerbs- und zukunftsfähiger Campus der ETH Zürich aufgewertet, ver-
dichtet und zeitgemäss weiterentwickelt werden. Damit soll ein wesentlicher Beitrag geleistet werden, die ETH
Zürich weiterhin weltweit als herausragende Adresse für Lehre und Forschung zu positionieren. Der Standort
Hönggerberg soll den Schwerpunkt zur Bereitstellung von Flächen für den Ausbau- und Erneuerungsbedarf der
ETH Zürich bilden. Hierfür werden folgende Grundsätze und Eckwerte festgelegt:

Der ETH-Standort Hönggerberg soll sich grundsätzlich nach innen entwickeln. Mit zwei neuen 
     Portalgebäuden werden die Eingangssituationen Richtung Höngg und Affoltern gestärkt. Die Bauzone soll
     nur im Bereich des Portalgebäudes Höngg erweitert werden. Damit tritt das Areal der ETH Hönggerberg 
     weiterhin als Insel in Erscheinung, wobei eine vernetzende Wirkung zur Landschaft und zu den umliegenden
     Quartieren mit ÖV, Fussgänger- und Veloverbindungen wichtig ist. Der Inselcharakter wird durch eine um 
     den Campus führende Ringstrasse akzentuiert, welche mit entsprechender Begrünung als räumlicher Filter
     zwischen Campus und Landschaft vermittelt. Die Durchgängigkeit des Landschaftsraums sowie die 
     übergeordneten Freiraumbezüge wie Sicht- und Wegebeziehungen sind weiterhin gewährleistet. 

Die Baumasse soll von heute 1,2 Mio. m3 auf maximal 1,9 Mio. m3 erhöht werden. 
Die zwischen den Portalgebäuden liegende Hauptachse (Wolfgang-Pauli-Strasse) spannt zusammen mit 

     der Querachse den zentralen Platz auf und wird als Campus-Boulevard aufgewertet und belebt. Ein klares 
     orthogonales Wegenetz, welches die Freiräume verbindet, sorgt für eine verbesserte Orientierung und stärkt
     die Sichtbeziehungen nach innen und aussen.

Attraktive Freiräume bilden das Grundgerüst des Campus und stellen eine hochwertige und 
     zusammenhängende Gesamtqualität in der Campusanlage sicher. Der bestehende Steinersche Garten, der
     aufzuwertende Flora Ruchat Roncati-Garten und der neue Garten beim zentralen Platz stellen die 
     prägenden Grünräume dar. Sie dienen als hochwertige, parkartig gestaltete Gartenanlagen und sollen in 
     ihrer Qualität entsprechend umgesetzt oder erhalten werden. Die Inventarobjekte der Gartendenkmalpflege
     werden in ihren Qualitäten erhalten und in die Campusentwicklung einbezogen. 

In den Bereichen entlang der Hauptachse wird eine bauliche Verdichtung und eine Weiterentwicklung des
     Bestands in Abstimmung mit den Interessen der Denkmalpflege angestrebt. Zudem soll die Hauptachse 
     mit publikumsorientierten Erdgeschossnutzungen belebt werden. Der zentrale Platz wird mit einem neuen
     adressbildenden Gebäude gefasst.

In den Bereichen entlang der Querachse wird eine bauliche Verdichtung und Weiterentwicklung des 
     Bestands in Abstimmung mit den Interessen der Denkmalpflege angestrebt. Die Querachse dient als 
     Verbindungskorridor der angrenzenden Natur- und Erholungsräume mit dem Campus.

Im Rahmen der Campusentwicklung sollen hochschulaffine Drittnutzungen (Sport, Wohnen, Versorgung) 
     an geeigneten Lagen integriert werden.

Der ÖV sowie der Fuss- und Veloverkehr sollen gefördert werden. Die ÖV-Anbindung erfolgt weiterhin über
     die Wolfgang-Pauli-Strasse als Hauptachse mit einer zentralen Haltestelle. Die Ringstrasse dient dem 
     Fuss- und Veloverkehr sowie der oberirdischen Anlieferung. 

Für die Erarbeitung der nachgelagerten Planungsinstrumente und die Umsetzung der Vorgaben des 
     kantonalen Richtplans wird die bestehende Zusammenarbeit zwischen ETH Zürich, Kanton und Stadt Zürich
     weitergeführt.

Als Grundlage für die Anpassung der planungsrechtlichen Rahmenbedingungen und zur Auslösung von Bau -
pro jekten in sinnvollen Etappen dient der von der ETH Zürich erarbeitete Masterplan «Campus Hönggerberg 2040»
vom 19. Januar 2016.

Über die in Abb. 6.7 genannten Vorhaben hinaus sind Erneuerungen und Erweiterungen zulässig, soweit diese
mit den Eckwerten des kantonalen Richtplans im Einklang stehen und gemäss den planungs- und baurechtlichen
Bestimmungen der Stadt Zürich zulässig sind.

Innerhalb des Perimeters «ETH Hönggerberg» werden folgende geplante Vorhaben festgelegt:
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Nr. Vorhaben Trägerschaft* Realisierungs-
horizont

B Portalgebäude Affoltern Bund mittelfristig

C1 Verdichtung/Aufwertung entlang Hauptachse Bund kurzfristig

E3 Verdichtung/Aufwertung entlang Querachse Bund langfristig

F Verdichtung/Aufwertung übrige Bereiche Bund mittelfristig

G Neuer Garten an zentralem Platz Bund mittelfristig

H Aufwertung Flora Ruchat Roncati-Garten Bund kurz- bis

mittelfristig

R Neubau/Aufwertung Ringstrasse Bund kurz- bis

mittelfristig

mittel- bis

langfristig
E2 Verdichtung/Aufwertung entlang Querachse Bund

C2 Verdichtung/Aufwertung entlang Hauptachse Bund mittel- bis

langfristig

E1 Verdichtung/Aufwertung entlang Querachse Bund kurzfristig

D Adressbildendes Gebäude am zentralen Platz Bund mittel- bis

langfristig

* Trägerschaft muss nicht zwingend mit der Investorenschaft übereinstimmen.

A Portalgebäude Höngg Bund mittel- bis

langfristig
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E1

C1

C2

Perimeter ETH Hönggerberg

Hauptachse
Zentraler Platz
Querachse
Grünflächen

Massstab 1:6’000

Ringstrasse

Neu- /Umbauten 

Nutzung

A

B

Freiraumverbindung

B

D

E2

E3

F

Erschliessung

G

H

R

Abb. 6.7:  Gebietsplanung ETH Hönggerberg
  (Bezeichnungen beziehen sich auf vorangehende Liste)
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6.2.9   Kasernenareal, Zürich

Das Kasernenareal ist aufgrund seiner zentralen Lage und seiner Grösse ein Schlüsselareal in der Zürcher Innen -
stadt. Als identitätsstiftendes Ensemble und mit einem grossen Freiraum erfüllt es wichtige Funktionen einer viel -
fältigen und für alle Bevölkerungsgruppen attraktiven Stadt. Mit dem Umzug der Kantonspolizei in das neue Polizei-
und Justizzentrum (PJZ) auf dem ehemaligen Güterbahnhofareal wird das Kasernenareal für neue Nut zun gen frei.
Für die Weiterentwicklung und künftige Nutzung des Kasernenareals werden folgende Grundsätze festgelegt:

Das Kasernenareal soll zu einer ausgewogenen Stadtentwicklung beitragen, indem es vielfältig nutzbare 
     Begegnungs- und Aufenthaltsräume schafft, die Lebendigkeit und Individualität des Stadtquartiers stärkt 
     und mit quartierorientiertem Gewerbe, kulturellen und sozialen Angeboten sowie dem Bildungszentrum für
     Erwachsene die breite Bevölkerung anspricht.

Die Entwicklung des Areals soll an die Geschichte und die Identität des Ortes anknüpfen. Die kantonal und
     eidgenössisch denkmalgeschützten Gebäude werden erhalten.

Zwischen- und temporäre Nutzungen sind erwünscht. Die Nutzungen müssen nicht gewinnorientiert 
     geführt werden.

Das Kasernenareal wird für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Eine grosse Durchlässigkeit wird 
     angestrebt. Durch die Stärkung der Fuss- und Veloverkehrsachsen wird es optimal an das Quartier 
     angebunden.

Die Erdgeschossnutzungen tragen zur Belebung des Areals bei. Die Erdgeschosse werden wo immer 
     möglich zum angrenzenden Quartier und den Freiräumen hin für publikumsorientierte Nutzungen geöffnet.

Der bestehende Freiraum mit Kasernenwiese und Zeughaushof wird erhalten. Er soll eine ökologische und
     gestalterische Qualität aufweisen, die dem Ort und der künftigen Nutzung entspricht. Die Nutzung und 
     Gestaltung der Freiräume erhält eine gesamtstädtische und quartierbezogene Bedeutung. 

Um eine hohe Aufenthaltsqualität sicherzustellen, wird das gesamte Areal autoarm ausgerichtet. In einem 
     Mobilitätskonzept werden dazu verbindliche Massnahmen festgelegt.

Kanton und Stadt werden sich weiterhin gemeinsam für die Entwicklung und den Betrieb des 
     Kasernenareals einsetzen. Die inhaltliche Arbeit und die Kommunikation über das gesamte Areal werden 
     koordiniert.

Als Grundlage für die künftige Nutzung des Kasernenareals dient der Masterplan «Zukunft Kasernenareal 
     Zürich», herausgegeben vom Kanton Zürich (vertreten durch das Amt für Raumentwicklung) und von der 
     Stadt Zürich (vertreten durch das Amt für Städtebau) vom Juli 2016.

Innerhalb des Perimeters «Kasernenareal» werden folgende geplante Vorhaben festgelegt:
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Nr. Vorhaben Trägerschaft* Realisierungs-
horizont

Z1–Z5
Zeughäuser

Nutzungsmix aus kulturellen und sozialen Angeboten, autoarmen 

Gewerbebetrieben sowie Bildungs- und Freizeitnutzungen, 

Ausbaustandard soll minimal sein

Stadt Zürich kurzfristig

M Militärkaserne

Realisierung Bildungszentrum für Erwachsene (BiZE), im Erdgeschoss 

überwiegend publikumsorientierte Nutzungen, zentraler Durchgang des 

Gebäudes als öffentlicher Weg öffnen, Vorbereich der Militärkaserne 

inklusive der Umzäunung einer publikumsorientierten Erdgeschossnutzung 

entsprechend gestalten, Bezug zur Kasernenstrasse und zur Sihl herstellen

Kanton Zürich kurzfristig

W Kasernenwiese

Zusammen mit Flächen um Militär- und Polizeikaserne als öffentlicher 

Freiraum nutzbar machen, Nutzungsangebot kann Bedürfnissen der 

Öffentlichkeit entsprechend erweitert und verdichtet werden, auf der 

Wiese können zeitweise Veranstaltungen stattfinden

Stadt Zürich,

Kanton Zürich

kurzfristig

P Polizeikaserne

Nutzung gemäss Leitidee des Masterplans «Zukunft Kasernenareal Zürich», 

provisorisches Polizeigefängnis und dazugehörende Umzäunung werden 

abgebrochen

Kanton Zürich kurzfristig

* Trägerschaft muss nicht zwingend mit der Investorenschaft übereinstimmen.

H Zeughaushof

Vielfältig nutzbarer öffentlicher Freiraum, wird in seiner Grundstruktur 

erhalten, entwickelt Charakter im Zusammenspiel mit den künftigen 

Nutzungen der Zeughäuser

Stadt Zürich kurzfristig
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Z1

Perimeter Kasernenareal

Bildungszentrum für Erwachsene (BiZE)
Nutzung gemäss Leitidee 
des Masterplans 
«Zukunft Kasernenareal Zürich»

öffentlicher Freiraum
Abbruch Gebäude

Massstab 1:6’000

Verbesserung Zugänglichkeit

Nutzungsmix 

Nutzungsverteilung

H

Erschliessung

Z2

Z3

Z4
Z5

W

M

P

Abb. 6.9:  Gebietsplanung Kasernenareal 
  (Bezeichnungen beziehen sich auf vorangehende Liste)



6.3-110 | 2017

6.3    Bildung und Forschung
6.3.1   Ziele

Ein leistungsfähiges und qualitativ hochstehendes Bildungssystem gehört zu den Schlüsselfaktoren für Inno -
vations fähigkeit und Wachstum. Ein entsprechend breit gefächertes und über alle Bildungsstufen gut abge-
stimmtes Angebot leistet einen wichtigen Beitrag für die wirtschaftliche, kulturelle und soziale Entwicklung des
Kantons Zürich. Die unterschiedlichen Angebote von Bildung und Forschung sind sowohl inhaltlich als auch
räumlich optimal aufeinander abzustimmen. Der Wissensaustausch und der Technologietransfer zwischen
Hochschulen und Wirtschaft sind zu fördern, und mit der Schaffung attraktiver Bildungsmeilen sollen die inter-
disziplinäre Zusammenarbeit gefördert, die Standortqualität des Kantons Zürich erhöht und Synergien genutzt
werden.

a) Hochschulbildung und Forschung
Die Qualität von Lehre und Forschung ist eine wichtige Grundvoraussetzung für den Bildungs- und Wirt schafts -
standort Zürich. Der Hochschulstandort Zürich ist daher weiter zu stärken.

Ziel ist ein räumlich konzentriertes Angebot von Einrichtungen der Hochschulbildung und -forschung. Dabei ist
auf die verkehrliche Erschliessung, auf die Einbettung in die bestehende Quartierstruktur und auf die Ab stim mung
mit der örtlichen Freiraumversorgung besonderes Augenmerk zu richten.

Der Kanton strebt unter Einbezug von Hochschulinstituten und Unternehmen die Schaffung eines Innovations -
parks an. Er prüft dabei auch die Einrichtung eines internationalen Hochschulzentrums für Finanz- und Bank -
wissen schaften.

b) Mittelschul- und Berufsbildung
Ein zwischen den Bildungsinstitutionen und der Arbeitswelt gut abgestimmtes und allgemein zugängliches
Angebot an Mittelschulen, Berufs- und Weiterbildung soll allen Jugendlichen und Erwachsenen einen Abschluss
ermöglichen, der den Ansprüchen der Arbeitswelt und der Gesellschaft entspricht. In räumlicher Hinsicht ist eine
dezentrale Konzentration der verschiedenen Leistungsangebote anzustreben, wobei die Nutzung bestehen der
Infrastruktur im Zentrum steht. Um Verkehrsströme möglichst gering zu halten, sind diejenigen Standorte zu
fördern, die durch den öffentlichen Verkehr gut erschlossen sind und an welchen in Zukunft Bevöl ke rungs -
schwerpunkte zu erwarten sind.

6.3.2   Karteneinträge
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Nr. Objekt,
Gemeinde

Trägerschaft Funktion Vorhaben Realisierungs-
horizont 

1 Universität 

Zürich-Zentrum, 

Zürich

Kanton Zürich H Ersatzneubau Plattenstrasse 14-22 (vgl. GBP Nr. 3) kurzfristig

2 ZHAW, 

Wädenswil
Kanton Zürich F Konzentration Hochschulstandorte 

(vgl. GBP Nr. 9)

kurz- bis 

mittelfristig

3 ETH, 

UZH, 

Lindau-Eschikon

Bund, 

Kanton Zürich

H Zusammenführung Forschungsbereiche ETH, 

UZH und Berufsschule in ein Bildungs- und 

Forschungszentrum (vgl. GBP Nr. 11 und 

Pt. 6.3.2 b) Nr. 12);

Neu- und Ersatzbauten für Tierhaltung, 

Forschungs-, Labor- und Büroräume sowie 

zentrales Forum

kurz- bis 

mittelfristig

a) Hochschulbildung und Forschung

5 Kantonsschule 

Knonaueramt, 

Affoltern a.A.

Kanton Zürich M Standortevaluation Neubau

abzustimmen mit Pt. 6.3.2 b) Nr. 4

mittel- bis

langfristig

4 Kantonsschule Limmattal, 

Urdorf
Kanton Zürich M Evaluation Erweiterung, 

abzustimmen mit Pt. 6.3.2 b) Nr. 5

kurzfristig

mittel- bis

langfristig

1 Kantonsschule Zürich Nord, 

Zürich
Kanton Zürich M Erweiterung und Neubau Turnhallen kurzfristig

2 Bildungszentrum für

Erwachsene (BIZE),

Zürich

Kanton Zürich B Standortverlagerung kantonale Maturitätsschule

für Erwachsene (KME) und kantonale

Berufsschule für Weiterbildung (EB) vom

Standort Riesbach in die Militärkaserne auf dem

Kasernenareal, Umbau Militärkaserne 

(vgl. GBP Nr. 4)

kurzfristig

b) Mittelschul- und Berufsbildung

3 Rochadeschulhaus 

Riesbach,

Zürich

Kanton Zürich M Auszug KME und EB Zürich (vgl. GBP Nr. 4), 

Bereitstellung von Rochadeflächen als 

Grundvoraussetzung für Sanierungen der 

Kantonsschulen im Bereich Pfauen

kurzfristig

6 Bildungszentrum

Zürichsee,

Horgen

Kanton Zürich B Erweiterung mit Turnhalle und

Sanierung Altbau

kurzfristig

(bis 2018)

7 Kantonsschule 

Zimmerberg, 

Region Zimmerberg

Kanton Zürich M Standortevaluation Neubau kurzfristig

mittelfristig
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Nr. Objekt,
Gemeinde

Trägerschaft Funktion Vorhaben Realisierungs-
horizont 

B: Berufsbildung; F: Fachhochschule; H: Hochschule; I: Innovationspark; M: Mittelschule; GBP: Gebietsplanung
Abkürzungen

b) Mittelschul- und Berufsbildung

11 Wirtschaftsschule 

Wetzikon, 

Wetzikon

Kanton Zürich B Neubau mit Turnhallen (Mietobjekt: Bauprojekt 

im Rahmen Neubau Busdepot der 

Verkehrsbetriebe Zürichsee und Oberland (VZO))

kurzfristig

12 Landwirtschaftliche Schule 

Strickhof, 

Lindau-Eschikon

Kanton Zürich B Zusammenführung Berufsschule mit den 

Forschungsbereichen der ETH und UZH (vgl. GBP 

Nr. 11 und Pt. 6.3.2 a) Nr. 3); Neu- und Ersatz-

bauten für Tierhaltung, Forschungs-, Labor- und 

Büroräume sowie zentrales Forum

kurz- bis 

mittelfristig

14 Berufsfachschule 

Winterthur, 

Winterthur

Kanton Zürich B Neubau mit Turnhallen, Tösstalstrasse 29/31 

(vgl. GBP Nr. 12)

mittelfristig

13 Kantonsschule Büelrain, 

Winterthur
Kanton Zürich M Ersatz Pavillon, Turnhalle (vgl. GBP Nr. 12) kurzfristig

8a Kantonsschule 

Pfannenstil, 

Region Pfannenstil 

Uetikon am See

Kanton Zürich M Standortevaluation Neubau kurzfristig

mittelfristig

8b Kantonsschule 

Pfannenstil, 

Uetikon am See

Kanton Zürich M Standortfestlegung Provisorium Rossweid kurzfristig

mittelfristig

9 Kantonsschule Uster, 

Uster
Kanton Zürich M Neubau neben dem bestehenden

Bildungszentrum Uster, abzustimmen

mit Pt. 6.3.2 b) Nr. 10

kurzfristig

10 Bildungszentrum Uster, 

Uster
Kanton Zürich B Erweiterung und Sanierung Altbau,

abzustimmen mit Pt. 6.3.2 b) Nr. 9

kurzfristig
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6.3.3   Massnahmen

a) Kanton
Der Kanton erarbeitet in Zusammenarbeit mit dem Bund die strategischen Ziele der Bildungs- und Forschungs -
politik und leitet daraus die zukünftigen Raumbedürfnisse ab. Er beachtet dabei die Leitlinien für die zukünftige
Raum ent wicklung (vgl. Pt. 1.2) und achtet bei der Standortplanung auf eine gute verkehrliche Erschliessung,
auf die Einbettung in die bestehende Quartierstruktur und auf die Abstimmung mit der örtlichen Frei raum -
versorgung. Der Kanton schafft zudem günstige Rahmenbedingungen für die Ansiedlung internationaler Schu len
sowie, vorzugsweise an den Hochschulstandorten, für Wohnprojekte und Campus für Studierende.

b) Gemeinden
Die Gemeinden erarbeiten in Abstimmung mit der Planung von Bildungseinrichtungen kommunale Frei raum -
 kon zepte.

Die Gemeinden schaffen bei Bedarf günstige Rahmenbedingungen für die Ansiedlung internationaler Schulen.
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6.5    Kultur, Sport, Messe und Kongresswesen
6.5.1   Ziele

Grossanlässe in den Bereichen Kultur, Sport, Messe und Kongresswesen haben eine starke identitätsstiftende
Wir kung, aber auch erhebliche räumliche Auswirkungen. Die Standortplanung von Bauten für solche Gross -
anlässe hat deshalb in Abstimmung mit der erwünschten räumlichen Entwicklung (vgl. Pt. 1) zu erfolgen.
Gemäss kantonalem Raumordnungskonzept sind solche Bauten in den Stadtlandschaften (vgl. Pt. 1.3.1) sowie
insbesondere in den unter Pt. 2.3 festgelegten Zentrumsgebieten von kantonaler Bedeutung zu konzentrieren.
Diese verfügen über eine angemessene verkehrliche Erschliessung sowie andere zentralörtliche Versorgungs-,
Bildungs- und Kultureinrichtungen, deren räumliche, betriebliche und inhaltliche Synergien konsequent zu nutzen
und zu fördern sind.

Einrichtungen mit hohem Verkehrsaufkommen sind an geeigneten Standorten zusammenzufassen und auf den
öffentlichen Verkehr auszurichten. Ausserdem ist dem Ruhebedürfnis der Bevölkerung Rechnung zu tragen. Bei
der Planung von Bauten und Anlagen an Siedlungsrändern oder ausserhalb des Siedlungsgebietes kommt der
Schonung empfindlicher Landschaften grosse Bedeutung zu.

6.5.2   Karteneinträge

Vorhaben der Bereiche Kultur, Sport, Messe und Kongresswesen werden im kantonalen Richtplan bezeichnet,
wenn sie von erheblichem Interesse für den Kanton sind, sich im Eigentum des Kantons befinden, zu einem er-
heblichen Anteil vom Kanton finanziert werden oder einer Abstimmung mit dem Bund oder mit andern Kan -
to nen bedürfen.
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Nr. Objekt,
Gemeinde

Trägerschaft Funktion Vorhaben Realisierungs-
horizont 

2 Kongresshaus, 

Zürich
Stiftung M Klärung der künftigen Nutzung

des bestehenden Kongresshauses

Umbau und Erweiterung 

kurz- bis 

mittelfristig

5 Schauspielhaus Schiffbau, 

Zürich
AG K Erweiterung langfristig

4 Opernhaus, 

Zürich
AG K Erweiterung langfristig

3 Landesmuseum, 

Zürich
Stiftung K Erweiterung kurzfristig

8 Zoo, 

Zürich
AG F Erweiterung kurz- bis 

mittelfristig

8a Wildnispark Zürich

Langenberg,

Langnau a. A.

Stiftung F Erweiterung und Erneuerung kurzfristig

K: Kultur; F: Freizeit; S: Sport; M: Messe-und Kongresswesen; GBP: Gebietsplanung
Abkürzungen

1 Eishockey- und 

Sportzentrum, 

Zürich

Stadt Zürich, 

Privat

S Neubau kurz- bis 

mittelfristig

6 Stadion Hardturm, 

Zürich
Stadt Zürich, 

Privat

S Ersatzneubau Sportstadion kurzfristig

7 Wassersportzentrum 

Tiefenbrunnen, 

Zürich

noch offen S Wassersportzentrum mit Hafen geplant 

(vgl. GBP Nr. 8)

mittelfristig

9 Schwimmsportzentrum, 

Uster
Stadt Uster S Neubau kurz- bis 

mittelfristig

10 Zentrum für Leistungs- 

und Breitensport (IZLB), 

Winterthur

Privat S Neubau kurzfristig

11 Klosterinsel,

Rheinau
Kanton Zürich, 

Stiftung

F Neunutzung Klosterinsel, 

Umbau und Renovation

kurzfristig
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6.5.3   Massnahmen

a) Kanton
Der Kanton fördert Kultur gemäss kantonalem Leitbild. Die finanzielle Unterstützung kultureller Institutionen
er folgt gemäss kantonaler Kulturpolitik und in Abstimmung mit den Zielen der kantonalen Richtplanung.

Der Kanton analysiert im Rahmen periodischer Untersuchungen die Veränderung im sportlichen Verhalten der
Be völkerung. Im Rahmen seiner Sportanlagenpolitik überprüft er periodisch die Sport- und Sport anlagen situ a -
tion im Kanton Zürich und stimmt seine Sportanlagenpolitik mit derjenigen des Bundes, anderer Kantone und
der Gemeinden ab. Die finanzielle Unterstützung kantonal und regional bedeutsamer Sportanlagen erfolgt ge-
mäss kantonalem Sportanlagenkonzept und in Abstimmung mit den Zielen der kantonalen Richtplanung.

b) Region
Die Regionen erarbeiten in enger Zusammenarbeit Grundlagen für die Planung von Bauten und Anlagen in den
Bereichen Kultur, Sport, Messe und Kongresswesen. Sie bezeichnen in den regionalen Richtplänen die regional
bedeutsamen Bauten und Anlagen und beachten bei der Planung die Zielsetzungen des Richtplans gemäss Pt.
6.1. Sie sichern die Koordination mit dem Kanton, den Gemeinden und den umliegenden Regionen.

b) Gemeinden
Die Gemeinden setzen sich dafür ein, dass das vorhandene Raumangebot besser und flexibler genutzt werden
kann. Bei der Planung neuer Anlagen orientieren sie sich an den Zielsetzungen gemäss Pt. 6.1.



6.5-4 10 | 2017



6.6    Weitere öffentliche Dienstleistungen
6.6.1   Ziele

Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung und der Gerichte sowie übrige öffentliche Dienstleistungen sollen
über regionale Bedürfnisse berücksichtigen und für die Bevölkerung gut zugänglich sein.

6.6.2   Karteneinträge
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Nr. Objekt,
Gemeinde

Trägerschaft Funktion Vorhaben Realisierungs-
horizont 

1 Polizei- und Justizzentrum 

Zürich (PJZ),

Zürich

Kanton Zürich S Neubau des geplanten PJZ auf dem Areal 

Güterbahnhof in Zürich-Aussersihl

(vgl. GBP Nr. 2)

kurzfristig

3 Wasserschutzpolizei 

Tiefenbrunnen, 

Zürich

Stadt Zürich S Ersatzneubau (vgl. GBP Nr. 8) langfristig

2 Wasserschutzpolizei 

Mythenquai, 

Zürich

Stadt Zürich S Ersatzneubau kurz- bis 

mittelfristig

J: Justiz; S: Sicherheit; V: Verwaltung, GBP: Gebietsplanung
Abkürzungen

Flughafengefängnis, 

Kloten
Kanton Zürich J Ausbau mittelfristig

9 Bezirksverwaltung

Winterthur/Unterland, 

Winterthur

Kanton Zürich J Ausbau (vgl. GBP Nr.12) kurz- bis 

mittelfristig

10 Ausbildungszentrum, 

Andelfingen
Kanton Zürich S Neu- und Umbau Übungsdorf kurzfristig

4 Polizeiliche Schiess- und

Ausbildungsanlage 

Reppischtal, 

Birmensdorf

Kanton Zürich S Neubau polizeiliche Schiessanlage auf dem 

Waffenplatz Reppischtal als Ersatz für den 

Standort Kloten (Aufhebung); Überdeckung 

bestehende Schiessbahnen; Neubau

Ausbildungsgebäude

kurzfristig

8 Vollzugszentrum Bachtel, 

Hinwil
Kanton Zürich J Neubau kurzfristig

11 Jagdschiessanlage 

Widstud, 

Bülach

Kanton Zürich,

Privat

S Neubau Jagdschiessanlage in Bülach; 

Art und Grösse der Anlage richten sich nach 

den gesetzlichen Anforderungen des Aus- und 

Weiterbildungswesens der Jäger und Jägerinnen 

gemäss Gesetz über Jagd und Vogelschutz und 

den kantonalen Bestimmungen; der Kanton 

prüft periodisch den Nutzungsanteil der rein 

sportlichen Schützen in den Aussenanlagen und 

sorgt dafür, dass dieser 25% nicht übersteigt; 

Aufhebung und Sanierung Standorte Embrach, 

Meilen und Pfäffikon (vgl. Pte. 3.6.2 b und 

5.3.2 Nr. 24)

 

kurzfristig

6

Seepolizei und 

Schifffahrtskontrolle, 

Oberrieden

Kanton Zürich S Erweiterung; in Abstimmung mit Neubau 

Hafenanlage Oberrieden

kurzfristig5

Justizvollzugsanstalt 

Pöschwies, 

Regensdorf

Kanton Zürich J Erweiterung äusserer Sicherheitsperimeter kurzfristig6a
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6.6.3   Massnahmen

a) Kanton
Der Kanton führt eine Übersicht über die bestehenden Objekte und geplanten Vorhaben (vgl. Pt. 6.1.3 a).
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6.7    Grundlagen
a) rechtliche Grundlagen

BBG: Bundesgesetz über die Berufsbildung vom 13. Dezember 2002 (SR 412.10)
BiG: Bildungsgesetz des Kantons Zürich vom 1. Juli 2002 (LS 410.1)
Mittelschulgesetz vom 13. Juni 1999 (LS 413.21)
FaHG: Fachhochschulgesetz vom 2. April 2007 (LS 414.10)
KFG: Bundesgesetz über die Kulturförderung (Kulturförderungsgesetz) vom 11. Dezember 2009 (SR 442.1)
PHG: Bundesgesetz über die Stiftung pro Helvetia (Pro Helvetia-Gesetz) Vernehmlassung (SR 447.1) – 

     Totalrevision (RRB Nr. 1455/2005 vom 19. Oktober 2005)
KFG: Kulturförderungsgesetz vom 1. Februar 1970 (LS 440.1)
KFV: Kulturförderungsverordnung vom 26. Mai 2010 (LS 440.11)
KZV: Kantonale Zivilschutzverordnung vom 17. September 2008 (LS 522.1)
RPG: Bundesgesetz über die Raumplanung (Raumplanungsgesetz) vom 22. Juni 1979 (SR 700)
RPV: Raumplanungsverordnung vom 28. Juni 2000 (SR 700.1)
PBG: Gesetz über die Raumplanung und das öffentliche Baurecht (Planungs- und Baugesetz) 

     vom 7. September 1975 (LS 700.1)
ImV: Immobilienverordnung vom 24. Januar 2007(LS 721.1)

b) Weitere Grundlagen
Gesamtstrategie

Kanton Zürich – Konsolidierter Entwicklungs- und Finanzplan 2008–2011und Entwurf Budget 2008, 
     Beschluss des Regierungsrats vom 12. September 2007

Kanton Zürich - Konsolidierter Entwicklungs- und Finanzplan 2011–2014 und Entwurf Budget 2011, 
     Beschluss des Regierungsrats vom 15. September 2010

Kanton Zürich- Konsolidierter Entwicklungs- und Finanzplan 2012–2015 und Entwurf Budget 2012, 
     Beschluss des Regierungsrats vom 14. September 2011

Gebietsplanung Hochschulgebiet Zürich-Zentrum
Strategische Entwicklungsplanung für das Universitätsspital und die medizinbezogenen Bereiche der 

     Universität (Genehmigung Schlussbericht «Entwicklungs- und Standortstrategie», Grundsatzentscheid zum
     weiteren Vorgehen); Beschluss des Regierungsrats Nr. 1181 vom 28. September 2011

Zukunft des Hochschulstandorts Zürich – Entwicklungsplanung Hochschulgebiet Phase 2: Masterplan/ 
     Richtplan (rev. 5. April 2006); Baudirektion Kanton Zürich und Hochbaudepartement der Stadt Zürich

Strategische Entwicklungsplanung für das Universitätsspital und die medizinbezogenen Bereiche der 
     Universität (Ergebnisse Phase Strategische Planung, Auftrag und Organisation Phase Vorstudie), Beschluss 
     des Regierungsrates Nr. 580 vom 29. Mai 2013

Masterplan Hochschulgebiet Zürich-Zentrum (Freigabe zur Vernehmlassung), Beschluss des Regierungsrates
     Nr. 852 vom 10. Juli 2013

Masterplan Hochschulgebiet Zürich-Zentrum 2014 vom 9. Mai 2014
Masterplan Hochschulgebiet Zürich-Zentrum 2014 (Zustimmung und Auftrag), Beschluss des 

     Regierungsrates Nr. 679 vom 11. Juni 2014
Hochschulgebiet Zürich Zentrum – Vertiefungsstudien Universität Zürich und Universitäre Medizin: 

     USZ/UZH/ETH; Synthesebericht vom 21. Juli 2014
Hochschulgebiet Zürich Zentrum – Vertiefungsstudien Universität Zürich und Universitäre Medizin: 

     USZ/UZH/ETH (Zustimmung); Beschluss des Regierungsrates vom 20. August 2014

Gebietsplanung nationaler Innovationspark, Hubstandort Dübendorf
Militärisch-zivilaviatische Mischnutzung des Flugplatzes Dübendorf – operationelle Machbarkeit, 

     Betriebs- und volkswirtschaftliche Auswirkungen; Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und 
     Kommunikation (UVEK) und Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) 
     (Auftraggeber), Ecoplan, Aviena, Bächtold&Moor, 23. Juli 2012 www.admin.ch

Aufbaukonzept für einen schweizerischen Innovationspark; Konferenz der Kantonalen 
     Volkswirtschaftsdirektoren (Auftraggeber), Ernst Basler + Partner, 7. Juni 2013

Innovationspark Zürich (Eingabe an die Volkswirtschaftsdirektorenkonferenz, VDK); 
     Beschluss des Regierungsrates Nr. 425 vom 2. April 2014

Projekt Innovationspark Zürich; Auftrag; Beschluss des Regierungsrates Nr. 1036 vom 18. September 2013
Kantonaler Richtplan, Ergänzung Kapitel 4.3 öffentlicher Verkehr (Linienführung Erweiterung Glattalbahn)

     und Kapitel 6 öffentliche Bauten und Anlagen (nationaler Innovationspark, Gebietsplanung Hubstandort 
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     Dübendorf); Ermächtigung zur Durchführung der öffentlichen Auflage; 
     Beschluss des Regierungsrates Nr. 1043 vom 18. September 2013 

Flugplatzareal Dübendorf – Abschluss der Testplanung und weiteres Vorgehen; 
     Beschluss des Regierungsrats Nr. 751 vom 19. Mai 2010 

Flugplatzareal Dübendorf – Ergebnisse der Testplanung und weiteres Vorgehen; 
     Beschluss des Regierungsrats Nr. 857 vom 27. Mai 2009

Projekt Raumentwicklung Flugplatzareal Dübendorf; 
     Beschluss des Regierungsrats Nr. 24 vom 9. Januar 2008

Raumentwicklung Flugplatzareal Dübendorf – Testplanung – Schlussbericht Begleitgremium; 
     Amt für Raumordnung und Vermessung (ARV), Baudirektion Kanton Zürich, 1. Dezember 2009

Raumentwicklung Flugplatzareal Dübendorf – Testplanung – Bericht des Begleitgremiums (Zwischenbericht);
     Amt für Raumordnung und Vermessung, Baudirektion Kanton Zürich, 18. November 2008

Stadtbahnkorridor Flugplatz Dübendorf – Bahnhof Dietlikon; Amt für Raumentwicklung, 
     Baudirektion Kanton Zürich (Auftraggeber), Feddersen&Klostermann, 22. Januar 2013, www.are.zh.ch

Synthesebericht Vertiefungsstudie «Achse Bhf. Dübendorf–Wangenstrasse»; 
     Gebietsmanagement Flugplatzareal Dübendorf, 18. Dezember 2011, www.are.zh.ch

RegioROK Glattal (Regionales Raumordnungskonzept); Zürcher Planungsgruppe Glattal, 26. Oktober 2011
Entwurf des neuen Stationierungskonzepts der Schweizer Armee; Departement für Verteidigung, 

     Bevölkerungsschutz und Sport (VBS), 25. November 2013
Dübendorf: Innovationspark und ziviles Flugfeld mit Bundesbasis; Medienmitteilung des Bundesamtes für 

     Zivilluftfahrt sowie der Eidgenössischen Departemente für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) und 
     für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) vom 3. September 2014

Botschaft zur Ausgestaltung und Unterstützung des Schweizerischen Innovationsparks; 
     Bundesrat, 6. März 2015

Testplanung Wangenstrasse – Bahnhof Plus, Synthesebericht; vom Stadtrat genehmigt am 10. Juli 2014, 
     www.duebendorf.ch

Städtebauliche Studie Nationaler Innovationspark Hubstandort Dübendorf – Schlussbericht; 
     Volkswirtschaftsdirektion Kanton Zürich, August 2014

Kantonaler Gestaltungsplan mit UVP «Nationaler Innovationspark, Hubstandort Zürich» – Entwurf für die 
     öffentliche Auflage; Volkswirtschaftsdirektion Kanton Zürich, 23. Januar 2015

Gebietsplanung Sihlquai
Strategie Schulrauminfrastruktur Sekundarstufe II; Beschluss des Regierungsrats Nr. 376 vom 3. April 2013
Handlungsprogramm Gebiet Sihlquai, Januar 2015, Baudirektion Kanton Zürich

Gebietsplanung Universität Zürich-Irchel
Masterplan Campus Irchel, Gebietsplanung Universität Zürich-Irchel, Juni 2014
Ergebnisbericht der Testplanung, Gebietsplanung Universität Zürich-Irchel, Juni 2014
Masterplan Campus Irchel (Zustimmung und Auftrag), Beschluss des Regierungsrats Nr. 1063 

     vom 1. Oktober 2014
Vertiefungsstudien Campus Irchel, Synthesebericht vom 22. Oktober 2015
Baulandreserve für künftige Erweiterung des Staatsarchivs des Kantons Zürich (Auftrag), 

     Beschluss Regierungsrat Nr. 989 vom 30. Juni 2010
Richtplan, Überbauung Strickhofareal, Erweiterung der Universität Zürich, Bericht des Regierungsrats des 

     Kantons Zürich vom  9. Januar 1969 
Richtplan für die Veterinär-Medizinische Fakultät, Direktion der öffentlichen Bauten des Kantons Zürich, 

     August 1990

Gebietsplanung Winterthur
Profil des Hochschulstandortes Winterthur, Herausgeber Kanton Zürich (vertreten durch das Amt für 

     Raumentwicklung und die Bildungsdirektion), ZHAW, Stadt Winterthur, 2012

Gebietsplanung Masterplan PUK-Rheinau
Masterplan Entwicklung PUK-Areal Neu-Rheinau, Beschluss des Regierungsrats Nr. 75 

     vom 28. Januar 2015
Verselbständigung der kantonalen psychiatrischen Kliniken (Eckwerte, Projektauftrag), 

     Beschluss des Regierungsrats Nr. 705 vom 18. Juni 2014

Gebietsplanung ETH Hönggerberg 
Masterplan Campus Hönggerberg 2040 vom 19. Januar 2016, ETH Zürich



Bericht zur Testplanung Masterplan Campus Hönggerberg 2040 vom 3. Februar 2016, ETH Zürich

Gebietsplanung Kasernenareal Zürich
Masterplan Zukunft Kasernenareal Zürich, Herausgeber Kanton Zürich (vertreten durch das Amt für 

     Raumentwicklung) und Stadt Zürich (vertreten durch das Amt für Städtebau) vom Juli 2016; Beschluss des
     Regierungsrats Nr. 975 vom 5. Oktober 2016

Bildung und Forschung
Entwicklungsgrundlagen Masterplan Berufsbildung (2007); Bundesamt für Berufsbildung und Technologie (BBT)
Entwicklungsperspektive Hochschulstandort Winterthur (2011); Kanton Zürich, Zürcher Hochschule für 

     angewandte Wissenschaften (ZHAW) und Stadt Winterthur
Interpellation von Liebi R. und Erfingen M. betreffend Standortförderung, Schlussfolgerungen für den 

     Stadtrat aus einer Studie, Auszug aus dem Protokoll des Stadtrates von Zürich vom 28.3.2007
Leitidee der Zürcher Fachhochschule, www.zfh.ch/d/ueberuns/leitidee.htm
Private und internationale Schulen; Amt für Wirtschaft und Arbeit, Volkswirtschaftsdirektion Kanton Zürich (AWA),

     http://www.willkommen.zh.ch/internet/vd/awa/willkommen/de/ausbildung/internationale_schulen.html
Projekt Agrovet-Strickhof Bildungs- und Forschungszentrum – Schlussbericht Machbarkeitsstudie Standort 

     Lindau (2011); Universität Zürich (UZH), Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH), Strickhof, 
     Baudirektion Kanton Zürich

Strategische Entwicklungsplanung für Universität und Universitätsspital (Projektauftrag und 
     Projektorganisation, Grundsatz); Beschluss des Regierungsrats Nr. 1545 vom 23. September 2009

Strategische Entwicklungsplanung für das Universitätsspital und die medizinbezogenen Bereiche der 
     Universität (Genehmigung Schlussbericht «Entwicklungs- und Standortstrategie», Grundsatzentscheid zum
     weiteren Vorgehen); Beschluss des Regierungsrats Nr. 1181 vom 28. September 2011

Zukunft des Hochschulstandorts Zürich – Entwicklungsplanung Hochschulgebiet Phase 2: Masterplan/ 
     Richtplan (rev. 5. April 2006); Baudirektion Kanton Zürich und Hochbaudepartement der Stadt Zürich

Strategie Schulrauminfrastruktur Sekundarstufe II; Beschluss des Regierungsrats Nr. 376 vom 3. April 2013
Projektanträge der Bildungsdirektion im Rahmen des Standardprozesses der Immobilienverordnung, 

     4. Quartal 2012 – Kantonsschule Zürich Nord, Gesamtsanierung und Erweiterung; 
     Beschluss des Regierungsrats Nr. 24. vom 10. Januar 2013 

Schulrauminfrastruktur Sekundarstufe II: Regionalstrategie Knonaueramt/Limmattal/Zürich-West; 
     Beschluss des Regierungsrats Nr. 1375 vom 17. Dezember 2014

Machbarkeitsstudie Berufsfachschule Winterthur, Tösstalstrasse 29/31; Bildungsdirektion Kanton Zürich
Beschluss des Kantonsrats vom 19. September 2016 über die Errichtung einer Kantonsschule in 

     Uetikon am See (Vorlage 5261)

Gesundheit 
Langzeitversorgung, Kenndaten 2006; Gesundheitsdirektion Kanton Zürich, www.gd.zh.ch
Planungsbericht zur Zürcher Spitalliste 1998; Gesundheitsdirektion Kanton Zürich
Psychiatrische Akutversorgung, Kenndaten 2005; Gesundheitsdirektion Kanton Zürich, www.gd.zh.ch
Somatische Akutversorgung, Kenndaten 2006; Gesundheitsdirektion Kanton Zürich, www.gd.zh.ch
Zürcher Spitalliste 1998, Beschluss des Regierungsrates vom 25. Juni 1997
Zürcher Spitalliste 2001 (mit letztmaliger Änderung vom 18. Mai 2011), Beschluss des Regierungsrats 

     vom 18. Mai 2011
Zürcher Spitalliste Psychiatrie 2011, Beschluss des Regierungsrates vom 15. Juni 2011
Zürcher Spitalliste 2012 Akutsomatik und Rehabilitation, Beschluss des Regierungsrates 

     vom 21. September 2011
Zürcher Spitallisten 2012 Akutsomatik und Rehabilitation und Psychiatrie (Änderungen ab 

     1. Januar 2015); Beschluss des Regierungsrats Nr. 799 vom 9. Juli 2014

Kultur, Sport, Messe und Kongresswesen
Kulturförderungsleitbild des Kantons Zürich (2002); Beschluss des Regierungsrats vom 3. April 2002 
Leitbild der städtischen Kulturförderung 2008-2011 (2007); Stadt Zürich, Präsidialdepartement
Tätigkeitsbericht der Fachstelle Kultur 2009; Direktion der Justiz und des Innern des Kantons Zürich
Tätigkeitsbericht der Fachstelle Kultur 2010; Direktion der Justiz und des Innern des Kantons Zürich 
Leitbild Kulturförderung des Kantons Zürich (2015); Beschluss des Regierungsrats vom 25. Februar 2015
Kulturleitbild 2016–2018 der Stadt Zürich; Stadt Zürich; Präsidialdepartement
Tätigkeitsbericht der Fachstelle Kultur 2015; Direktion der Justiz und des Innern des Kantons Zürich
Nationales Sportanlagenkonzept 1996 (NASAK); Eidgenössisches Departement des Innern, Bern
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Kantonales Sportstätteninventar; www.sportstaetten.ch
Sportanlagenkonzept des Kantons Zürich (KASAK), Beschluss des Regierungsrats vom 2. Mai 2007; 

     Fachstelle Sport, Sicherheitsdirektion Kanton Zürich
Sportpolitisches Konzept des Kantons Zürich, Beschluss des Regierungsrats vom 5. April 2006; 

     Fachstelle Sport, Sicherheitsdirektion Kanton Zürich
Klosterinsel Rheinau – Neunutzung, Teilprojekt Schweizer Musikinsel Rheinau, Projektdokumentation mit 

     Kostenvoranschlag (2011); Baudirektion Kanton Zürich
Strategie Kongressstadt Zürich 2013; Stadt Zürich, Präsidialdepartement
Wildnispark Langenberg Ost, Gestaltungskonzept zum Masterplan der Stiftung Wildnispark Zürich vom 

     26. Februar 2016 (rev. 15. Juni 2016)

Weitere öffentliche Dienstleistungen
Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 21.3.2007 an den Kantonsrat zum Postulat KR-Nr. 186/2005

     betreffend Entwicklungskonzept aller Bauten und Anlagen der Bezirksgerichte, der Allgemeinen 
     Staatsanwaltschaften und des gesamten Justizvollzuges im Kanton Zürich

Leitbild und strategische Ziele für die Betriebsliegenschaften des Kantons Zürich vom 30.11.2005
Neue Jagdschiessanlage (JSA) Widstud, Gemeinde Bülach – Bericht über die Standortwahl und die 

     Umweltauswirkungen auf Stufe Richtplanung (aktualisierte Fassung 2012); Amt für Landschaft und 
     Natur (ALN), Baudirektion Kanton Zürich

Projektantrag der Sicherheitsdirektion im Rahmen des Standardprozesses der Immobilienverordnung, 
     1. Quartal 2013, Oberrieden Sanierung Stützpunkt Seepolizei, Beschluss des Regierungsrats Nr. 604 
     vom 5. Juni 2013
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Richtplankarte (vergrösserter Ausschnitt)

Gebietsplanung Kasernenareal, Zürich
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